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Regulierungsabbau ist seit Jahren ein poli-
tisches Versprechen. Trotzdem zeigen neue 
Daten von Mark Schelker: Die regulatori-
sche Aktivität nimmt seit Jahrzehnten zu. 
Besonders stark wächst sie auf Verord-

nungsebene. Da also, wo demokratische 
und parlamentarische Kontrollmechanis-

men schwächer sind. Schelkers Forschung 
liefert einerseits die Problemdiagnose, 

ist andererseits aber bei den politischen 
Rezepten deutlich vorsichtiger als viele 
Wirtschaftsverbände. Wir sprachen mit 

Professor Schelker. 10–12�
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Mensch – Arbeit – Gesundheit» war der 
Arbeitstitel für diese Ausgabe der 
Zürcher Wirtschaft. Er umschreibt 

perfekt, worauf es in unserem Leben tatsächlich 
ankommt. Diese drei Bereiche sind jeder für sich 
unbestritten die Pfeiler unseres 
Lebens. Anmerkung: Falls 
jemand reich geboren wurde, 
kann er den Bereich «Arbeit» 
vielleicht ein bisschen entspann-
ter angehen. Aber ebenfalls 
unbestritten ist, dass für uns 
Normalos die richtige Ausgewo-
genheit wichtig ist. Aber was 
genau ist eigentlich «richtig»? In 
einer Zeit, in der Work-Life- 
Balance in aller Munde ist? Und in der auch laut 
darüber nachgedacht wird, dass nichts mehr 
arbeiten ja auch eine nette Option wäre? 

«Nix» geht gar nicht!
Für die richtige Bewertung unserer persönlichen 
Lebens-Wohlfühl-Faktoren (nachstehend abge-
kürzt mit LWF, auch bekannt als die berühmte 
Work-Life-Balance) zuerst eine Auslegeordnung 
aus KMU-Sicht. Ohne Menschen in Familie, 
Freundeskreis und Arbeitsumfeld geht gar nichts. 
Diese Menschen bevölkern unser Biotop, in dem 
wir leben. Und in der Firma kann nur ein funktio-
nierendes Menschen-Team einen richtig guten Job 
machen. Der zweite LWF ist eine sinnvolle Aufga-
be. Als KMU haben wir uns entschieden, wir 
machen unser Ding, wenigstens meistens. Aber 
auch hier gilt: Ohne Arbeit geht gar nichts. Kein 
Geld, keine Mitarbeitenden und keine Zufrieden-
heit. Dann wären wir «nur» gesunde Menschen 
ohne Aufgaben. Und damit ist der Link zum dritten 
LWF gegeben. Gesundheit ist die Basis, damit wir 

uns am Morgen überhaupt ins Leben stürzen 
können. Gesundheit ist aber auch der fragilste der 
drei Punkte. Hand aufs Herz: Solange wir keine 
Beschwerden haben, nehmen wir als KMU unsere 
Gesundheit doch einfach als selbstverständlich 

hin. Der Vollständigkeit halber hier 
aber trotzdem noch der Hinweis, 
dass ohne Gesundheit definitiv gar 
nichts geht! 
So, Auslegeordnung abgeschlossen. 
Wir fassen zusammen, dass nur 
zufriedene Menschen leistungsfähig 
sind. Mein Auftrag als Unternehmer 
ist es, genau dafür zu sorgen! Ausser 
den reichen Erben kommt schluss-
endlich niemand darum herum, 

eine sinnvolle, inhaltsstiftende Arbeit bzw. 
Aufgabe zu haben. Und wenn dann noch die 
beiden Punkte Mensch und Gesundheit in Ein-
klang stehen, ist die berühmte Balance gewahrt.

Karriere und Leadership
Auch in diesen beiden Stichworten ist das Thema 
Mensch zentral. In diesen Bereichen hat sich sehr 
vieles verändert. Unverändert ist jedoch, dass in 
einer Führungsposition vor allem der Umgang 
mit den Menschen und ihre Wertschätzung 
Erfolgsgaranten sind. Das Gspüri für Menschen 
ist wichtig! Mit reiner Fachkompetenz ist ein 
Team nur schwer zu begeistern. Spannend: Bei 
einem guten Firmen-Klima kann auch informelle 
Führung durchaus ein wertsteigernder Faktor 
sein. Die Beiträge auf den Seiten 5 bis 9 sind dazu 
wirklich lesenswert. Sie stellen den Menschen in 
den Mittelpunkt. Und so schliesst sich der Kreis 
zu meinen LWF weiter oben. Ach ja, über die 
Regulierungswut (Titelseite) reden wir dann ein 
anderes Mal. Versprochen.

Was wirklich zählt

Werner Scherrer
Präsident KGV
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In Unternehmen gibt es 
neben dem offiziellen 
Organigramm oft noch eine 
zweite Struktur: informelle, 
gewachsene Netzwerke.

Gerold Brütsch-Prévôt

Die Teamsitzung ist beendet. Die 
Entscheidungen sind gefallen, die 
nächsten Schritte definiert. Alle 
verabschieden sich. Und trotzdem 
ist die Sache noch nicht ganz ab-
geschlossen. Im Gang oder in der 
Cafeteria geht die Sitzung weiter. 
Oder eine langjährige Mitarbeite-
rin ruft einen Kollegen an, mit 
dem sie seit Jahren zusammenar-
beitet. Hinter den Kulissen wird 
darüber gesprochen, wie die Ent-
scheide umgesetzt werden sollen. 
Der IT-Mitarbeiter kontrolliert 
technisches Wissen, die Verkaufs-
chefin kontrolliert die Kundenbe-
ziehungen und der Projektleiter 
kontrolliert die Informationen.  

Nicht nur negativ
Das ist kein ungewöhnlicher 

Vorgang. Neben der formalen Or-
ganisation existiert in Unterneh-
men fast immer eine informelle. 
Sie besteht aus persönlichen  
Beziehungen, Erfahrungswissen 
und ungeschriebenen Regeln. 
Nicht alles, was für das Funktio-
nieren eines Betriebs wichtig ist, 
steht im Organigramm.

Gerade in KMU spielen solche 
Strukturen eine wichtige Rolle. 
Die Wege sind kurz, viele Mitar-
beitende kennen sich seit Jahren. 
Einzelne wissen, welcher Kunde 
besonders sensibel reagiert, wel-
cher Lieferant auch in schwieri-
gen Situationen hilft oder wie eine 
Maschine tatsächlich wieder zum 
Laufen gebracht wird. 

«Informelle Netzwerke sind 
grundsätzlich nichts Negatives. 
Im Gegenteil: Sie gehören zu je-
dem gesunden Unternehmen», 
sagt Sabrina Kaiser-Kossmayr, 
CEO der Rolph AG in Kloten. Mit-
arbeitende, die sich gut kennen, 
schnell kommunizieren und Ver-
antwortung übernehmen, seien 
eine grosse Stärke. Problematisch 
werde es erst dann, wenn infor-
melle Strukturen die offiziellen 
Führungswege ersetzten oder 

Entscheidungen ausserhalb der 
vereinbarten Verantwortlichkei-
ten getroffen würden.

Grenzen informeller Führung
Das sieht auch Ninja Leikert-

Böhm, Forscherin im Bereich  
agile Organisation und Organisa- 
tionsentwicklung, Projektleiterin 
und Dozentin für Wirtschaftsin-
formatik an der ZHAW Winter-
thur, so: «Informelle Netzwerke 
sind an sich nicht schlecht. Ent-
scheidend ist, ob sie die Zusam-
menarbeit unterstützen oder be-
ginnen, eine formale Führung zu 
unterwandern.» Gerade in KMU 
würden informell oft jene Men-
schen die Führung übernehmen, 
die sie tatsächlich gut ausüben 
können, während formelle Füh-
rungskräfte häufig wegen ihrer 
Fachkompetenz in diese Rolle ge-
kommen seien.

Führungswechsel kritisch
Besonders sichtbar wird diese 

Spannung bei einem Führungs-
wechsel oder einer Unterneh-
mensnachfolge. Eine neue Füh-
rungskraft übernimmt zwar die 
formale Verantwortung. Das Wis-
sen über Abläufe, Kundenbezie-
hungen und gewachsene Netzwer-
ke liegt aber zunächst bei denjeni-

gen, die schon lange im Unter- 
nehmen arbeiten.

Für Kaiser-Kossmayr ist das 
eher eine Chance als ein Problem. 
Langjährige Mitarbeitende ver-
fügten über wertvolles Wissen, 
das bewusst genutzt werden sollte. 
Gleichzeitig brauche es gegensei-
tigen Respekt: Die neue Führung 
anerkenne das vorhandene Know-
how, die Mitarbeitenden akzep-
tierten, dass die Verantwortung 
für die Zukunft beim Management 
liege. Führung entstehe letztlich 
nicht durch Titel oder Eigentum, 
sondern durch Glaubwürdigkeit, 
Verlässlichkeit und Konsequenz.

Netzwerke sichtbar machen
Für neue Führungskräfte stellt 

sich deshalb eine zentrale Frage: 
Wer hat im Unternehmen tatsäch-
lich Einfluss? Die Antwort findet 
sich nicht immer im Organi-
gramm. Manchmal ist es die Per-
son, die seit zwanzig Jahren im 
Betrieb arbeitet. Manchmal der 
Projektleiter ohne Personalfüh-
rungsfunktion. Oder jene Mitar-
beiterin, bei der alle wichtigen 
Informationen zusammenlaufen.

Die Lösung besteht deshalb 
nicht darin, informelle Netzwerke 
zu unterbinden. Entscheidend ist 
vielmehr, sie sichtbar zu machen 

und sinnvoll einzubinden. Trans-
parenz, klare Rollen und eine offe-
ne Kommunikationskultur seien 
die beste Grundlage, sagt Kaiser-
Kossmayr. Führung bedeute nicht, 
alles selbst zu entscheiden, son-
dern Orientierung zu geben und 
Verantwortung klar zuzuordnen. 
So würden informelle Netzwerke 
nicht zur Konkurrenz der Führung, 
sondern zu einem wichtigen Er-
folgsfaktor für das Unternehmen.

«Neue Führungskräfte sollten 
nicht zuerst das Organigramm 
durchsetzen, sondern verstehen, 
mit welchen Menschen sie zusam-
menarbeiten. Hierzu können Moti-
vationstheorien, beispielsweise 
Grundbedürfnisse wie Autonomie, 
Kompetenz und Eingebundensein, 
herangezogen werden. Erst daraus 
ergibt sich, welche Form von Füh-
rung wirklich funktioniert und für 
das Erreichen der gemeinsamen 
Ziele hilfreich ist», ergänzt Leikert-
Böhm.

Informelle Netzwerke sind 
demnach nicht das Problem. Kri-
tisch wird es erst, wenn sie in-
transparent werden, Verantwor-
tung verschleiern oder die offiziel-
le Führung dauerhaft ersetzen. 
Gute Führung erkennt diese 
Strukturen, macht sie sichtbar 
und nutzt sie bewusst.

Führung unter der Oberfläche

Informelle Netzwerke seien nicht nur negativ, sagt Sabrina Kaiser-Kossmayr (rechts). � Bild zvg

Mensch, Arbeit, Hitze und künstliche Intelligenz: wird es  
so heiss gegessen wie gekocht?

Künstliche 
Intelligenz, 
Robotik, Digitali-

sierung, New Work und 
gleichzeitig Klimawan-
del und steigende 
Temperaturen. Unsere 
Arbeitswelt verändert 
sich rasant. Das ist nicht 
neu. Neu ist vielleicht 
die Geschwindigkeit, mit der heute vieles 
gleichzeitig geschieht. Dabei betrifft der 
Wandel längst nicht mehr nur den Büro-
arbeitsplatz. 

Künstliche Intelligenz optimiert Prozesse, 
Maschinen übernehmen körperlich belasten-
de Arbeiten und digitale Hilfsmittel erleich-
tern den Arbeitsalltag auch in handwerkli-
chen Berufen. Das ist grundsätzlich eine gute 
Entwicklung. Technologie kann uns von 
Routine entlasten, körperliche Belastungen 

reduzieren und Raum für Aufgaben schaffen, 
bei denen der Mensch unersetzlich bleibt. 

Nicht alle Mitarbeitenden bringen jedoch 
dieselben digitalen Voraussetzungen mit. Wer 
älter ist, wenig Erfahrung mit neuen Techno-
logien hat oder die Landessprache noch nicht 
sicher beherrscht, braucht möglicherweise 
mehr Zeit und Begleitung. Hier sind Unter-
nehmen gefordert, und zwar mit einem 
Onboarding, das integriert und fördert. 
Natürlich löst KI auch Ängste aus. Welche 
Tätigkeiten werden verschwinden, welche 
Berufe verändern sich grundlegend? Müssen 
wir künftig alle digital affin sein, um auf dem 
Arbeitsmarkt bestehen zu können? Heraus-
forderungen, die es zugegebenermassen 
schon immer gegeben hat; jedoch nicht in 
dieser Geschwindigkeit. 

Gleichzeitig sehen wir uns gerade jetzt mit 
einem Klimawandel am Arbeitsplatz 

konfrontiert: Temperaturen über 30 Grad 
werden häufiger. Was im Büro die Konzent-
ration und Leistungsfähigkeit beeinträchtigt, 
kann bei körperlicher Arbeit im Freien zu 
einem ernsthaften Gesundheitsrisiko 
werden. Eine grosse Verantwortung ist 
damit verbunden: Der Gesundheitsschutz 
braucht Antworten, die den Arbeitsrealitä-
ten, Branchen und Tätigkeiten gerecht 
werden. 

Gefragt sind Lösungen, die Schutz und 
wirtschaftliche Realität miteinander verbin-
den. Die Arbeitswelt von morgen wird anders 
sein: digitaler, automatisierter und vermut-
lich auch heisser. Dies verlangt Offenheit, 
Weiterbildung, vernünftige Rahmenbedin-
gungen und die Bereitschaft von Arbeitgebern 
und Mitarbeitenden, Verantwortung zu 
übernehmen. Gemeinsam können wir dafür 
sorgen, dass aus Veränderung auch Verbesse-
rung wird.

KOLUMNE

Barbara Rüttimann 
Kommunikations­

beraterin

Die Blacho-Tex AG in Hägglingen 
entwickelt und produziert massge-
schneiderte Blachenlösungen für 
Gewerbe, Industrie und Privatkun-
den. Zum Angebot gehören unter 
anderem Festzelte, Blachen-Sei-
tenwände, Schwimmbad-Abde-
ckungen sowie Verdecke für Fahr-
zeuge und Anhänger. Im Mittel-
punkt stehen individuelle Fertigung, 
langlebige Materialien und eine 
fachgerechte Umsetzung.

Besonders gefragt sind Blachen-
Seitenwände nach Mass, die je 
nach Bedarf mit Reissverschlüssen, 
Fenstern oder weiteren Ausstat-
tungen ergänzt werden können. 

Aufrollbare oder schiebbare Syste-
me schaffen zusätzlichen Raum 
und bieten zuverlässigen Schutz 
vor Wind und Wetter.

Auch Schwimmbad-Abdeckun-
gen werden individuell gefertigt. 

Witterungsbeständige Materialien 
sowie verschiedene Konfektions- 
und Befestigungsmöglichkeiten 
sorgen für eine langlebige Lösung. 
Ergänzt wird das Angebot durch 
massgeschneiderte Blachenverde-

cke für Fahrzeuge und Anhänger – 
von der Beratung über die Produk-
tion bis zur Montage. Auf Wunsch 
werden die Verdecke individuell 
beschriftet und als Werbeträger 
genutzt.

Solche Blachenverdecke fertigt die Blacho-Tex AG mit ihrer jahrelangen Erfahrung ganz nach Kundenwunsch. �Bild zvg

Langlebige Blachen für jeden Einsatz
Die Blacho-Tex AG fertigt massgeschneiderte Blachenlösungen. Individuelle Produktion,  

langlebige Materialien und präzise Verarbeitung sorgen für zuverlässigen Schutz  
und vielseitige Einsatzmöglichkeiten.

Blacho-Tex AG
Vorstadt 6
5607 Hägglingen
Tel. 056 624 15 55
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Du hast im Oktober 2013 
als Temporär-Hilfsarbei-
ter bei Faigle angefan-
gen und führst heute als 
Teamleiter ein 14-köpfiges 
Team in der Reglage und 
im Lager. Wie blickst du 
auf diesen beeindrucken-
den Karriereweg zurück? 
Florian Ratnam: Es ist schmei-
chelhaft, wenn schon die Frage be-
sagt, dass mein Weg beeindru-
ckend ist. Am liebsten würde ich 
das Ganze als eine grosse Ge-
schichte erzählen, um all den Men-
schen gerecht zu werden, die mich 
auf diesem Weg unterstützt ha-
ben. Als ich damals bei Faigle an-
fing, hätte ich mir niemals erträu-
men lassen, einmal die Verantwor-
tung für zwei Abteilungen zu 
tragen. Stell dir vor: Mein allerers-
ter Vorgesetzter musste mich erst 
einmal diskret darauf hinweisen, 
dass man hier nicht in Trainerho-
sen arbeitet! Ich bekam über die 
Jahre immer wieder die Chance, 

mich zu beweisen: vom Hilfsarbei-
ter über eine Springerfunktion 
zwischen drei Abteilungen zum 
stellvertretenden Reglageleiter, 
über den Reglageleiter bis hin zur 
zusätzlichen Führung des Lager-
teams. Ich bin meinen Vorgängern 
extrem dankbar. Sie haben mich 
enorm wohlwollend auf meine 
Rollen vorbereitet. Ohne sie wäre 
dieser Weg nicht so reibungslos 
verlaufen. 

14 Mitarbeitende zu 
führen bringt viel Ver-
antwortung mit sich. Wie 
bist du in diese Führungs-
rolle reingewachsen, und 
was ist dabei deine gröss-

te persönliche Herausfor-
derung? 
Ratnam: Ich hatte das grosse 
Glück, dass eine Arbeitskollegin 
zur gleichen Zeit befördert wurde. 
So konnten wir gemeinsam in die 
neue Verantwortung hineinwach-
sen und uns eng mit unserem da-
maligen Chef austauschen. Zu Be-
ginn war es trotzdem nicht leicht, 
plötzlich die Abteilung zu leiten, in 
der ich selbst eingearbeitet wor-
den war. Ich dachte oft: Ich bin im 
Vergleich zu den Kollegen in der 
Reglage noch so jung und unerfah-
ren. Geholfen hat mir mein Praxis-
wissen: Weil ich genau wusste, wie 
die Handgriffe am Arbeitsplatz 
aussehen, konnten wir uns von Tag 
eins an auf Augenhöhe unterhal-
ten. Anfangs wollte ich es natürlich 
allen recht machen – man kann 
sich vorstellen, wie das herauskam. 
Heute ist meine grösste Heraus-
forderung, wenn Entscheidungen 
gefällt werden, hinter denen ich 
selbst vielleicht nicht zu 100 Pro-

zent stehe. Wenn man das dann 
mittragen muss, obwohl es nicht 
ganz im Einklang mit den eigenen 
Werten steht, beschäftigt einen 
das schon. Aber ich finde es gut, 
dass mich diese Dinge nicht kalt-
lassen. Echtes Mitgefühl gehört für 
mich zu guter Führung einfach 
dazu. 

Du hast ursprünglich eine 
Lehre als Automechani-
ker gemacht und wolltest 
als Kind eigentlich Polizist 
werden. Bei Faigle hast du 
dann einen völlig anderen 
Weg eingeschlagen und 
dich stetig weitergebildet. 
Wie sah dieser Weg aus? 
Ratnam: Knapp ein Jahr nach mei-
nem Start als Teamleiter habe ich 
mich für die Höhere Fachschule in 
Unternehmensprozessen angemel-
det – mittlerweile heisst dieser Bil-
dungsgang Prozesstechniker. Wäh-
rend der Ausbildung bot sich mir die 
Möglichkeit, mich zusätzlich für den 

Lehrgang zum Prozessfachmann mit 
eidg. Fachausweis anzumelden. Ich 
nutzte die Chance, da ich leichtsin-
nig dachte: «Wenn ich eh schon am 
Studieren bin, mache ich das am 
besten gleich in einem Aufwisch.» Es 
war eine extrem anstrengende Zeit, 
aber wenn ich heute auf die Ab-
schlüsse blicke, hat sich jeder Auf-
wand gelohnt. 

Nach so viel Lernstress 
hast du nun also wieder 
deutlich mehr freie Zeit 
zur Verfügung. Wie nutzt 
du diesen neu gewonne-
nen Freiraum als Aus-
gleich zum Job?
Ratnam: Lange Zeit hatte ich we-
gen des Lernens natürlich eine per-
fekte Ausrede, warum ich meine 
privaten Projekte vor mir herge-
schoben habe. Jetzt, wo ich alles er-
folgreich abgeschlossen habe, gilt 
das nicht mehr und ich habe plötz-
lich wieder freie Zeit. Ich habe schon 
ewig eine E-Gitarre zu Hause, auf 
der ich unbedingt spielen lernen 
möchte. Aktuell dient der dazuge-
hörige Verstärker aber ehrlich ge-
sagt noch als Zeitungsablage. In der 
Schule lernt man ja, kreativ in Lö-
sungen zu denken – das gilt bei mir 
nun eben ebenso für meine Ausre-
den, das Projekt endlich anzugehen 
(lacht). Im Gegenzug komme ich 
wieder regelmässig zu meinem Aus-
gleich im Krafttraining, beim Squash 
oder ich nutze mein heimliches 
Zweitdiplom und mixe ab und zu ein 
paar Drinks.

Wo siehst du dich in zehn 
Jahren – beruflich wie 
persönlich? 
Ratnam: Ich habe gelernt, dass zu 
weites Vorausplanen reine Zeit-
verschwendung ist. Das Leben 
kommt meistens eh anders. Wenn 
ich in zehn Jahren von den Men-
schen umgeben bin, die mir wichtig 
sind – und dazu zählen eben auch 
viele echte Freunde, die ich über 
die Jahre bei Faigle gewonnen habe 
–, dann bin ich vollkommen zufrie-
den. �    

Vom Temporärmitarbeiter zum Teamleiter 
Florian Ratnam prägt seit 2013 die Erfolgsgeschichte der Faigle AG. Im Interview spricht  

der diplomierte Prozesstechniker über den Sprung vom Kollegen zum Chef, den Umgang mit Zielkonflikten 
und einen Gitarrenverstärker, der aktuell noch als Zeitungsablage dient. 

Florian Ratnam leitet heute bei Faigle zwei Teams. � Bild zvg

« Anfangs wollte 
ich es allen recht 

machen – man kann 
sich vorstellen, wie 
das herauskam. »

Florian Ratnam 
Teamleiter, Faigle AG

Anna Birkenmeier

«Was mich als KMU-Unternehme-
rin, die sich aus Überzeugung für 
diesen beruflichen Weg entschie-
den hat, derzeit am meisten be-
schäftigt? Es sind die regulatori-
schen Auflagen und behördlichen 
Verfahren. Die stetig wachsende 
Bürokratie beansprucht Zeit, Geld 
und Energie», sagt die Dübendor-
fer Immobilienunternehmerin 
Jacqueline Hofer. «Genügend Auf-
träge hereinholen, Löhne bezah-
len, den ganzen administrativen 
Wahnsinn bewältigen – das nagt 
an einem», betont ein IT-Unter-
nehmer, der nicht namentlich ge-
nannt werden will. Schon mehr als 
einmal sei er kurz vor dem Burn-
out gestanden und habe mit dem 
Gedanken gespielt, seinen Betrieb 
mit drei Mitarbeitenden aufzuge-
ben. Und Mauro Pera, Inhaber 
mehrerer Zürcher Coiffeursalons, 
sagt: «Eine der grössten Heraus-
forderungen ist für mich sicherlich 
das Personal. Gute, qualifizierte 
Mitarbeitende zu finden und lang-
fristig im Unternehmen zu halten, 
wird immer schwieriger.»

Während oft über den Druck 
auf Arbeitnehmende gesprochen 
wird, geht leicht vergessen, wel-
che Belastung auf der anderen 
Seite bei den Arbeitgebern liegt.

«Unternehmerinnen und Un-
ternehmer sind es als Persönlich-
keiten gewohnt, Verantwortung 
zu tragen, Lösungen zu finden 
und anderen Perspektiven und Si-
cherheit zu vermitteln. Genau die-
se Stärke kann zur Falle werden», 
sagt Fabian Kraxner, Facharzt für 
Psychiatrie und Psychotherapie. 
Gerade in KMU konzentrierten 
sich Unternehmensstrategie, Fi-
nanzen, Personalfragen und ope-
rative Herausforderungen oft auf 
wenige Kaderpersonen.

Immer mehr Vorgaben
Jacqueline Hofer sieht vor al-

lem behördliche Vorgaben und re-
gulatorische Anforderungen als 
strukturelle Herausforderung für 
KMU. «Die Planungsunsicherheit 
und komplexe Auflagen sind grös-

ser geworden», sagt sie. Bei Bau-
projekten, Bewilligungen, Ener-
gieauflagen oder im Mietrecht 
änderten sich die Rahmenbedin-
gungen immer schneller. Gleich-
zeitig stiegen die Anforderungen 
der Behörden, während Entschei-
dungswege länger würden.

Besonders viel Zeit beanspru-
che die Administration. «Die ad-
ministrative Belastung steigt 
überall und nimmt vielen KMU 
Zeit für das Kerngeschäft.» For-
mulare, Nachweise, Kontrollen 
und Dokumentationspflichten sei-
en teilweise notwendig. Vieles 
gehe jedoch über das aus ihrer 
Sicht notwendige Mass hinaus.

Für den IT-Unternehmer ist die 
Administration ebenfalls Teil des 
Problems. Grösser wiegt für ihn je-
doch die mentale Belastung. «Un-
ser Business verändert sich un-
glaublich schnell. Wer sich nicht 
ständig weiterbildet, ist schnell 
weg vom Fenster», betont er. Er 
brauche volle Auftragsbücher, da-
mit er am Ende des Monats die 
Löhne bezahlen könne. Zugleich 
berichtet er von Personalausfällen, 
die für ein kleines Unternehmen 
schnell zu einer erheblichen Belas-
tung werden können.

Verantwortung der Führung
Auch Hofer beschäftigt die Ver-

antwortung, die mit der Unter-
nehmensführung verbunden ist. 
«Ich bin Unternehmerin aus 

Überzeugung – Verantwortung 
gehört für mich dazu. Das Risiko 
trägt man aber allein: finanziell, 
organisatorisch und rechtlich.»

Für Mitarbeitende sei vor allem 
die operative Arbeit sichtbar. We-
niger sichtbar seien strategische 
Entscheidungen, Haftung und die 
Verantwortung gegenüber Kun-
den, Behörden, Mitarbeitenden 
und Geschäftspartnern. Auch 
Entscheidungen, die heute getrof-
fen würden, könnten sich erst 
Jahre später auf das Unterneh-
men auswirken.

Die Folgen politischer Ent-
scheidungen für den Unterneh-
mensalltag würden aus ihrer Sicht 
zudem zu wenig diskutiert. Regu-
lierungen könnten Innovation, 
Wachstum und Investitionen er-
schweren, wenn die Rahmenbe-
dingungen nicht praxistauglich 
ausgestaltet seien.

Die Sorgen sind verbreitet
Die Erfahrungen der Unter-

nehmer sind keine Einzelfälle. 
Das zeigt die KMU-Arbeitsmarkt-
studie 2026 von Axa Schweiz, 
durchgeführt vom Forschungsin-
stitut Sotomo. Mehr als 300 KMU 
in der Deutsch- und Westschweiz 
wurden dafür befragt.

Steigende Kosten sind derzeit 
die grösste Belastung: 65 Prozent 
der Unternehmen nennen sie als 
eine der wichtigsten Sorgen der 
vergangenen zwei Jahre. 41 Pro-

zent sehen den Arbeitskräfteman-
gel als eine der grössten Heraus-
forderungen.

Besonders stark betroffen ist 
das produzierende Gewerbe. Dort 
stieg der Anteil der Betriebe mit 
Rekrutierungsproblemen seit 
2022 von 45 auf 65 Prozent.

Personal, Kosten, Konkurrenz
Das bestätigt auch Mauro Pera. 

Gleichzeitig stiegen die Erwar-
tungen der Mitarbeitenden. Pera 
könne diese grundsätzlich nach-
vollziehen. Als Unternehmer 
müsse er sie jedoch mit den wirt-
schaftlichen Möglichkeiten des 
Betriebs in Einklang bringen.

Hinzu kommen steigende Kos-
ten. Mieten, Löhne, Versicherun-
gen, Energie und Produkte wer-
den teurer. Die zusätzlichen Kos-
ten lassen sich laut Pera nicht 
einfach an die Kunden weiterge-
ben. «Auch sie sind immer preis-
sensibler geworden.»

Gleichzeitig verschärft sich der 
Wettbewerb. Teilweise werde mit 
Preisen gearbeitet, die für ihn 
«wirtschaftlich kaum nachvoll-
ziehbar» seien. Für Betriebe, die 
Wert auf Qualität, Weiterbildung 
und gute Arbeitsbedingungen leg-
ten, sei ein solcher Preiskampf 
schwierig. «Ich möchte über Qua-
lität und Leistung überzeugen und 
nicht darüber, wer am billigsten 
ist.» Pera sieht darin auch Mög-
lichkeiten zur Weiterentwicklung. 
Digitalisierung und neue Ge-
schäftsmodelle könnten Chancen 
bieten. Entscheidend sei für ihn, 
die bisherigen Stärken zu erhal-
ten: «Qualität, Persönlichkeit, 
Professionalität und die Nähe zum 
Kunden.»

Zuversicht bleibt hoch
Trotz aller Belastungen bleibt 

die Zuversicht in KMU hoch.  
86 Prozent der von Sotomo be-
fragten Unternehmen gehen da-
von aus, dass ihr Betrieb auch in 
zehn Jahren noch bestehen wird. 
Und auch die befragten Unterneh-
mer sagen: Trotz aller Herausfor-
derungen können sie sich keinen 
anderen Weg vorstellen.

Die stille Belastung der KMU-Chefs
Steigende Kosten, fehlende Fachkräfte, Bürokratie und Preisdruck: KMU kämpfen oft an mehreren Fronten 

gleichzeitig. Was dabei weniger sichtbar ist, ist die Belastung der Unternehmerinnen und Unternehmer selbst.

KMU-Unternehmer im Arbeitsalltag: viele Herausforderungen, hoher Druck.
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gen 80 % gehen. Über die gesamte 
CFO-Rolle betrachtet rechnet So-
lenthaler jedoch eher mit rund 
50 % des heutigen Zeitaufwands.

Entscheidend sei letztlich nicht 
die Automatisierungsquote, son-
dern die Frage: «Wird die gewon-
nene Zeit für bessere Entschei-
dungen genutzt oder einfach ein-
gespart?» Genau darin dürfte die 
eigentliche Zukunftsfrage laut 
Solenthaler für viele KMU liegen. 

Klar ist für Philipp Stirnemann 
hingegen, dass die KI Jobs im 
Buchhaltungsbereich ersetzen 
wird: «Absolut! Aber vor ein paar 
Jahren hiess es, das Accounting 
werde als Erstes davon betroffen 
sein. Jetzt sind wohl zuerst Juris-
ten und Programmierer betrof-
fen», so Stirnemann. In der Praxis 
seien gerade Anfängerpositionen 
in diversen Branchen in Gefahr 
(Juniors). Das wirke sich auch 
aufs eigene Recruiting aus. «Auch 
wir mussten wegen der KI die An-
forderungen an unsere neuen 
Stellen deutlich erhöhen.» Früher 
dauerten einfache Recherchen, 
etwa für eine Präsentation, Tage. 
«Jetzt machen wir es schnell sel-
ber mit  ChatGPT.» 

Mark Gasser

Kann künstliche Intelligenz 
den Finanzchef (CFO) im 
KMU ersetzen? Die KI-Bera-

terin Céline Solenthaler verfällt 
weder in KI-Euphorie noch redet 
sie den Nutzen klein. Ihre Kern-
aussage: KI übernimmt immer 
mehr Finanzarbeit, aber nicht die 
Verantwortung. Besonders stark 
automatisiert werden laufend re-
petitive Tätigkeiten, wobei nicht 
alles davon KI ist; vieles läuft 
schlicht regelbasiert. Dazu gehö-
ren die Erfassung und Verbuchung 
von Belegen, das Zuordnen von 
Zahlungseingängen, das Versen-
den von Mahnungen oder die Er-
stellung von Standardberichten. 

Gerade in kleineren Betrieben, 
in denen die Finanzen oft neben-
bei vom Inhaber oder von einem 
externen Treuhänder erledigt wer-
den, könne KI einen grossen Mehr-
wert schaffen. «Im Unternehmen 
mit 15 Mitarbeitenden macht die 
Finanzen oft der Inhaber nebenbei 
oder der Treuhänder. Dort ist KI 
ein Gewinn, weil es erstmals Aus-
wertungen gibt, die früher einen 
Finanzchef gebraucht hätten», sagt 
Solenthaler. In grösseren Unter-
nehmen verschiebe sich die Rolle 
des Finanzchefs tatsächlich zu-
nehmend vom Aufbereiten der 
Zahlen hin zur Interpretation und 
zu strategischen Entscheidungen.

Anders sieht es bei Aufgaben 
aus, bei denen Verantwortung ge-
fragt ist. «Menschlich bleibt alles, 
wofür jemand den Kopf hinhält: 
Investitionsentscheide, Bankge-
spräche, Krisenmanagement.» 
Eine KI könne Empfehlungen lie-
fern, trage aber weder Verantwor-
tung noch Haftung. Für die KI-
Expertin ist die Antwort daher 

«KI ersetzt Aufgaben, nicht Rollen»

klar: «KI ersetzt Aufgaben, nicht 
Rollen.»

Finanzdaten und KI-Tools
Besonders interessant ist der 

Einsatz von KI bei der Liquidi-
tätsplanung und der Früherken-
nung von finanziellen Schwierig-
keiten. Technisch könne KI Mus-
ter in Zahlungseingängen oder 
Debitorenfristen oft schneller er-
kennen als ein Mensch, sagt So-
lenthaler. Dadurch könnten 
Warnsignale für eine drohende 
Schieflage früher sichtbar werden.

Allerdings gilt auch hier: Die 
Qualität der Ergebnisse hängt von 
der Qualität der Daten ab. «Wer 
eine unsaubere Buchhaltung au-
tomatisiert, produziert Fehler 
einfach schneller», so Solenthaler. 
Als zweites Risiko nennt sie den 
sorglosen Umgang mit sensiblen 
Daten: «Finanzdaten gehören 
nicht in kostenlose KI-Tools.» 
Und drittens bestehe das Risiko 
fehlender Kontrolle: Das Vier-Au-
gen-Prinzip gelte auch, wenn das 
erste «Augenpaar» eine KI sei. 

Auch bei Liquiditätsprognosen 
sieht Solenthaler Potenzial. KI ar-
beite oft konsistenter und mit we-
niger Wunschdenken oder Zweck-
optimismus als der Mensch und 
sehe Muster in Zahlungseingän-
gen und Debitorenfristen früher. 
Dennoch sei sie nicht automatisch 
objektiver. «Der Unternehmer 
weiss Dinge, die in keiner Buch-

haltung stehen: dass der Gross-
kunde wackelt oder die Schlüssel-
mitarbeiterin kündigen will.» Die 
besten Prognosen entstünden 
deshalb aus der Kombination von 
Datenanalyse und menschlicher 
Erfahrung. «Eine KI erkennt nur 

Schieflagen, die in den Daten 
sichtbar sind. Wer die Belege drei 
Monate liegen lässt, dem hilft 
auch die beste KI nicht.»

Bei der Finanzplanung sieht 
auch Philipp Stirnemann, Co-Ge-
schäftsführer der Zürcher Treu-
hand- und Buchhaltungsfirma ab-
rechnungen.ch, keine grossen Ver-
besserungsmöglichkeiten dank KI. 

«Als Statistiker weiss ich: Je bes-
ser ein Modell vergangene Daten 
erklärt, desto grösser ist das Risi-
ko, dass es bei neuen Situationen 
versagt. KI kann dieses Grundpro-
blem nicht lösen. Gerade bei Fi-
nanzprognosen wird ihr Nutzen 
deshalb häufig überschätzt.» Auf 
der anderen Seite könnte er sich 
einen KI-Einsatz im Krisenma-
nagement sehr gut vorstellen, bei-
spielsweise in der Ausarbeitung 
von Stress- und Szenarienplanung. 
«Allerdings haben die meisten mir 
bekannten (kleinen) KMU sowie-
so kein formalisiertes Krisenma-
nagement.»

Das Geschäftsmodell der digi-
talen Treuhandfirma: Kunden la-
den ihre Belege online hoch und 
abrechnungen.ch übernimmt die 
treuhänderischen Aufgaben – von 
der Verbuchung über die Lohn-
buchhaltung und Steueroptimie-
rung bis zum Jahresabschluss. 
Doch auch das habe seine Gren-

Von Produktempfehlungen 
hält auch Solenthaler deshalb 
nicht viel. Sie empfehle bewusst 
keine Produkte, sondern Kriteri-
en. «Erstens», so Solenthaler, 
«sollte man KI-Funktionen direkt 
in der bestehenden Buchhal-
tungssoftware nutzen, statt ein 
zusätzliches Tool anzuschaffen. 
Die meisten Schweizer Lösungen 
haben Belegerkennung heute inte-
griert.» Zweitens seien bei neuer 
Software jeweils Datenhaltung 
und Vertragsbedingungen zu prü-
fen, gerade bei Finanzdaten. Drit-
tens sei strukturiertes, schritt-
weises Vorgehen wichtig, um Feh-
ler zu vermeiden: erst einen 
Prozess automatisieren, dann die 
Resultate eine Weile kontrollieren 
und erst dann den nächsten 
Schritt angehen. Sprachmodelle 
wie ChatGPT oder Claude eigne-
ten sich gut für Analysen und das 
Verständnis der eigenen Zahlen, 
aber nur in der Businessversion: 

Bei Gratisversionen können die 
Eingaben fürs Training der Mo-
delle verwendet werden.

Vorsicht vor blindem Vertrauen
Auch die KI-Expertin warnt da-

vor, KI-Ergebnisse ungeprüft zu 
übernehmen. Überschätzt werde 
heute vor allem die Aussagekraft 
von Prognosen. Externe Ereignis-
se oder strategische Veränderun-
gen beim Kunden seien in den ver-
wendeten Daten oft nicht sichtbar.

Hinzu kommt ein weiteres Ri-
siko: «Wenn Daten fehlen, sagen 
KI-Tools selten: ‹Das weiss ich 
nicht.›» Stattdessen würden Lü-
cken häufig mit plausiblen An-
nahmen gefüllt – obwohl die 
Grundlage unsicher sei.

Zu den grössten Risiken zählt 
Solenthaler deshalb mangelhafte 
Datenqualität, Datenschutzprob-
leme sowie die erwähnte fehlende 
Kontrolle. 

Bis zu 80% der Routinearbeit
Wie viel Arbeit kann denn KI 

künftig übernehmen? Bei repeti-
tiven Tätigkeiten in der Buchhal-
tung könne der Automatisie-
rungsgrad bis 2030 durchaus ge-

«Menschlich bleibt alles, wofür  
jemand den Kopf hinhält:  

Investitionsentscheide, Bank- 
gespräche, Krisenmanagement.»

Céline Solenthaler 
KI-Expertin

Künstliche Intelligenz kann einen grossen Teil der 
Routinearbeit im Finanzwesen übernehmen. Für KMU 
eröffnet das neue Möglichkeiten bei Auswertungen, 
Liquiditätsplanung und Früherkennung von Risiken. Die 
Verantwortung für Investitionen, Krisenmanagement 
und strategische Entscheide bleibt jedoch beim 
Menschen. Experten warnen zudem vor blindem 
Vertrauen in Prognosen und schlechter Datenqualität.

zen, versichert er. Die Firma testet 
teilweise selber neue Produkte, 
implementiert sie und entwickelt 
gerade selber ein KI-Tool, das in-
tern getestet wird. 

Hype um KI-Lösungen
Philipp Stirnemann spricht 

von einem Hype, der eine neue 
Unübersichtlichkeit bei der Nütz-
lichkeit und Dringlichkeit gewis-
ser Produkte schaffe: «Im Mo-
ment gibt es einen Dschungel von 
verschiedenen Tools im Buchhal-
tungs- und Treuhandbereich – 
wir erhalten gefühlt alle zwei Tage 
eine Anfrage zu neuen Tools und 
KI-Lösungen, etwas Neues zu im-
plementieren. In der Praxis zeigt 
sich aber, dass der messbare Effi-
zienzgewinn vieler neuer Tools 
häufig deutlich geringer ist, als die 
Marketingversprechen vermuten 
lassen», so Stirnemann. Nur weil 
darüber gesprochen werde, sei 
das noch kein Leistungsbeweis.

KI kann im Finanzwesen Prozesse  
übernehmen, nicht aber gewisse  
Aufgaben, die Verantwortung verlangen.  
Bild stock.adobe.com/InfiniteFlow

ZUR PERSON
 

Céline Solenthaler 
begleitet mit solenthaler.ai Schweizer 
KMU von der KI-Schulung über die 
Umsetzung konkreter Use Cases bis 
zur Verankerung im Betrieb. Zu ihren 
Kunden gehören Industrieunterneh-
men wie Zünd Systemtechnik ebenso 
wie Gebäudetechnik-Firmen und 
Schreinereien. Solenthaler verfügt 
über langjährige Digitalisierungs-
erfahrung, etwa als Chief Digital 
Officer der Stadtpolizei Zürich.

ZUR PERSON
 

Philipp Stirnemann 
ist Mitgründer der Treuhand- und 
Buchhaltungsfirma abrechnungen.ch.  
Er studierte Betriebswirtschaft und 
Statistik und war über zehn Jahre 
bei Ernst & Young tätig. Zudem ist er 
Financial Risk Manager und Chartered 
Financial Analyst. Bei abrechnungen.ch 
verantwortet er u.a. die Digitalisierung 
von Treuhandprozessen sowie die 
Entwicklung des Teams und Recruiting-
Fragen rund um die Digitalisierung.
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in beiden Fällen ohne sichtbaren, 
durchschlagenden Erfolg. 

Wie lautet denn Ihr Rezept, um 
dem Trend wirksam zu begegnen?
Schelker: Die Ressourcenasym-
metrie zugunsten der Regierung 
gegenüber dem Parlament ist grö-
sser geworden. Um das Parlament 
gegenüber der Regierung und Ver-
waltung wieder zu stärken, müsste 
man ihm einfachere Möglichkei-
ten geben, neue Regulierungen 
bzw. Verordnungen abzulehnen. 

Bestehende Möglichkeiten wie 
Motionen sind wahnsinnig auf-
wendig. Viel einfacher wäre es, 
wenn es eine Veto-Option gäbe, 
zum Beispiel mit einem Verord-
nungsreferendum. Ähnlich wie 
beim Gesetzesreferendum könnte 
man dem Parlament ein Vetorecht 
einräumen und es so gegenüber 
der Regierung wieder stärken. Das 
heisst, man müsste die Kosten für 
ein Nein senken. So müsste sich 
die Regierung viel besser überle-
gen: Was kommt überhaupt durch 
im Parlament? 

Gibt es weitere Instrumente ge-
gen überbordende Regulierung?
Schelker: Eine Möglichkeit, die 
Kosten für ineffiziente Regulierung 
zu erhöhen, wäre, dass diese für 

Interview  
Mark Gasser

Herr Schelker, Ihr Forschungs-
team hat erstmals die Regulie-
rungsaktivität seit 1848 syste-
matisch vermessen. Was  
ist die wichtigste Erkenntnis?
Schelker: Wir sehen eine starke 
Zunahme der Regulierungsaktivi-
tät vor allem seit den 1970er-Jah-
ren und vor allem auf Verord-
nungsebene. Diese ist getrieben 
durch Exekutiven, also Re- 
gierungen und deren Verwaltun-
gen. Auch bei internationalen Ver-
trägen wurde stark an regulieren-
den Aktivitäten zugelegt. Und 
auch auf Gesetzesebene gab es 
eine Zunahme, die ist aber deut-
lich geringer. Wir sehen also eine 
Gewichtsverschiebung weg vom 
Parlament hin zu Regierung und 
Verwaltung. 

Sie zeigen, dass die Zunahme  
vor allem auf Verordnungen  
zurückzuführen ist. Weshalb  
ist das bemerkenswert?
Schelker: Die Verschiebung seit 
den 1970er-Jahren ist schon 
überraschend. Das gilt nicht nur 
auf Bundesebene, sondern noch 
stärker für die Kantone. Sie ha-
ben ihre Parlamente zurückge-
drängt. Es ist hochinteressant, 
dass sich über die Zeit das Kräfte-
verhältnis zwischen Parlament 
und Regierung verändert hat. 

Wer ist dafür verantwortlich?
Schelker: Nun kann man einer-
seits sagen, dass es gewollt ist, 

«Sie haben  
ihre Parlamente 
zurückgedrängt»
Regulierungsabbau ist seit Jahren ein politisches 
Versprechen. Trotzdem zeigen neue Daten von 
Mark Schelker: Die regulatorische Aktivität nimmt 
seit Jahrzehnten zu. Besonders stark wächst sie auf 
Verordnungsebene. Bei den politischen Rezepten ist er 
deutlich vorsichtiger als viele Wirtschaftsverbände.

dass das Parlament mehr dele-
giert. Aber die andere Sicht ist, 
dass Parlamente bei zunehmen-
der Regulierungsaktivität der Ex-
ekutive zu wenig Kraft und Mög-
lichkeiten haben, zu widerstehen. 
Das ist ein Lamento, das man im-
mer wieder hört. Ein weiteres La-
mento ist, dass im Gesetzge-
bungsprozess vom Parlament oft 
bewusst Lücken gelassen und da-
mit Dinge nicht reguliert würden. 
Doch genau diese Lücken würden 
von Verwaltung und Regierung 
auf Verordnungsebene dann 
trotzdem gefüllt. Es wird also ei-
nerseits mehr delegiert, und an-
derseits haben Regierungen und 
Verwaltungen eine Eigendyna-
mik entwickelt und interpretie-
ren den gesetzgeberischen Ge-
danken freier. 

Regulierungen werden vom 
Staat durchgesetzt. Aber werden 
sie auch aktiv gefordert? 
Schelker: Es gibt viele Bereiche, 
wo das zutrifft, etwa bei der 
Landwirtschaft. Aber auch das 
binnenmarktorientierte Gewerbe 
hat eine grosse Nachfrage nach 
Regulierung, um sich von inter-
nationaler Konkurrenz abzu- 
schotten. Praktisch alle Interes-
sengruppen fordern mehr Regu-
lierung. So muss man fragen: Wo-
her kommt die Nachfrage nach 
Regulierung? Oft geht es um ei-
nen spezifischen Vorteil, etwa ei-
nen Marktschutz. Und es gibt 
auch ein Angebot an Regulierung. 
Das kommt aus dem politischen 
Prozess. Hier kommen der insti-

tutionelle Teil und die erwähnten 
veränderten Kräfteverhältnisse 
zwischen Regierungen und Parla-
menten ins Spiel. 

Hat die Abschaffung des obliga-
torischen Gesetzesreferendums 
die Regulierung erleichtert? 
Schelker: Absolut. Regulierung 
ist das Resultat des Zusammen-
spiels zwischen der Nachfrage 
und dem Angebot von Regulie-
rung. Für die Nachfrage stehen oft 
Interessengruppen, und das geht 
meist auf Kosten von jemandem: 
oft von Konsumenten. Sie sind ein 

heterogener, unorganisierter 
Haufen. Parlamentarier, als An-
bieter von Regulierung, werden 
von Interessenvertretern gut or-
ganisierter Gruppen, oft von Pro-
duzenten, lobbyiert. Das Referen-
dum gibt den Stimmbürgern ein 
Vetorecht, das dazu führt, dass 
viele Regulierungen es gar nicht 
bis an die Urne schaffen, weil man 
weiss, dass sie einem obligatori-
schen Referendum nicht stand-
halten würden. Sobald man das 
obligatorische Vetorecht ab-
schafft, ändert dies das politische 
Spiel. Wir beobachten eine starke 

Zunahme der Regulierungsaktivi-
tät in jenen Kantonen, die das ob-
ligatorische Gesetzesreferendum 
abgeschafft haben.

Sie sprechen etwa von einem Rös-
tigraben bei der Regulierungstä-
tigkeit und einer urbanländli-
chen Trennlinie. Welche Rolle 
spielt der Föderalismus beim 
Verhindern von Regulierungen?
Schelker: Der Föderalismus 
spielt eine grosse Rolle. Er führt  
zu einem Standortwettbewerb 
zwischen den Kantonen. Es wird 
dadurch viel schwieriger, systema-
tisch schlechte Regulierung durch-
zusetzen. Sonst wandern die Be-
wohner in andere Regionen ab. Zu 
partikuläre, zu spezifische Regu-
lierungen haben im Föderalismus 
immer weniger Chancen als in zen-
tralistischeren Systemen. Wir 
höhlen den Föderalismus aber im-
mer mehr aus, indem wir ver-
mehrt zentralisieren, Regeln ver-
einheitlichen oder zwischen den 
Kantonen koordinieren. 

Können Sie ein Beispiel nennen?
Schelker: Leider erfolgt zum 
Beispiel vermehrt eine Koordina-

tion über die ganzen kantonalen 
Konferenzen. Sogar die Kantone 
haben also Anreize zur Kartellbil-
dung. Das Zusammenspannen in 
diesen kantonalen Konferenzen 
ist ein riesiges Problem für den 
Föderalismus, weil es genau den 
Wettbewerb zwischen den Regio-
nen und Kantonen entschärft. 
Denn dieser wäre eine der wich-
tigsten Regulierungsbremsen. 

Viele Politiker fordern eine Regu-
lierungsbremse. Das Parlament 
zwingt den Bundesrat nun dank 
Intervention des Schweizerischen 
Gewerbeverbands, die Regulie-
rungskosten systematischer zu 
erfassen: Es soll eine unabhän-
gige Regulierungskostenabschät-
zung installiert werden. Zudem 
muss der Bundesrat eine Vorlage 
zur Regulierungskostenbremse 
ausarbeiten. Wo sehen Sie die 
Chancen und Risiken? 
Schelker: Das ist die Gretchen-
frage: Wie gehen wir damit um? 
Ich finde es sehr positiv, dass es 
diese Motionen gibt. Man versucht 
ernsthaft, das Problem anzuge-
hen. Ein wichtiger nächster Schritt 
wäre allerdings, dass die Regulie-

rungskostenabschätzungen nicht 
verwaltungsintern, sondern unab-
hängig extern erfolgen.
Bei der Regulierungsbremse selbst 
bin ich hingegen skeptisch. Ich 
verstehe zwar die Analogie zur 
Schuldenbremse, die ich in der 
Fiskalpolitik ausdrücklich unter-
stütze. Aber Regulierungen lassen 
sich eben nicht in einer klar defi-
nierten Einheit messen. Damit 
wird die Analogie problematisch.
Ich sehe noch ein zweites Risiko: 
Eine Regulierungsbremse kann 

Absprachen zwischen Partikular-
interessen sogar erleichtern. Ohne 
eine solche Bremse sind solche Ab-
sprachen oft instabil. Wer heute 
die Unterstützung für ein neues 
Gesetz erhält, muss sich darauf 
verlassen, dass die Gegenpartei 
diese Unterstützung bei einer spä-
teren Abstimmung auch tatsäch-
lich erwidert. Weil diese Abstim-
mungen zeitlich auseinanderlie-
gen, besteht immer das Risiko, 
dass die Gegenleistung ausbleibt.

Und warum ist das bei einer  
Regulierungsbremse anders? 
Schelker: Eine Regulierungs-
bremse verändert diese Logik. 
Wenn für jede neue Regulierung 
gleichzeitig bestehende Vorschrif-
ten gestrichen werden müssen, ist 
das Parlament gezwungen, Pakete 
zu schnüren. Es muss von Anfang 
an festlegen, welche Regeln neu 
dazukommen und welche wegfal-
len. Dadurch werden politische 
Tauschgeschäfte verbindlicher und 
damit stabiler. Das institutionali-
sierte «Päckli-Schnüren» kann 
den Einfluss von Partikularin- 
teressen sogar verstärken. Aus 
meiner Sicht bekämpft man damit 
eher ein Symptom, statt die politi-
schen Anreize so zu verändern, 
dass sich Partikularinteressen 
insgesamt weniger stark durch-
setzen können.

Gibt es Beispiele, die Ihre Skepsis 
untermauern?
Schelker: Deutschland hat und 
England hatte eine solche Bremse, 

ZUR PERSON
 

Mark Schelker
ist Professor für Volkswirtschaftslehre 
an der Universität Freiburg. Zu sei-
nen Forschungsschwerpunkten gehö-
ren die Messbarkeit und Vergleich-
barkeit staatlicher Regulierung sowie 
die Auswirkungen von Regulierung 
auf Wirtschaft und Gesellschaft.

Fortsetzung auf Seite 12

INFO
Regulierungsforschung in Zahlen
Mark Schelker und Simon 
Lüchinger haben die Regu­
lierungstätigkeit des Bundes 
seit 1848 und der Kantone 
seit 1908 erstmals systema­
tisch quantifiziert. Gemessen 
wurden unter anderem die 
Anzahl geänderter Erlasse und 
Seiten pro Jahr sowie – für 
den Regulierungsbestand seit 

2006 – die Anzahl Erlasse 
und deren Umfang. Das Er­
gebnis: Der starke Anstieg 
der Regulierung ist vor allem 
auf die Verordnungsebene 
zurückzuführen, insbesondere 
seit den 1970er-Jahren. Auch 
internationale Verträge haben 
seither deutlich an Bedeutung 
gewonnen.

«Natürlich kann man Regulierung 
auf ihre Effizienz hin evaluieren.  

Die zentrale Frage ist aber  
eine andere: Wer evaluiert?»

Mark Schelker 
Professor für Volkswirtschaftslehre, Freiburg

Regulierungswut: Gerade bei den Verordnungen ist die Zahl in den letzten Jahrzehnten explodiert.   � Bild stock.adobe/BIB-Bilder, Grafik: Lüchinger & Schelker (2016), aktualisiert bis 2025

LANGFRISTIG: REGULIERUNGEN DES BUNDES

Quelle: Lüchinger & Schelker (2016), aktualisiert bis 2025

Prof. Dr. Christoph A. Schaltegger 2

Die Regulierungstätigkeit des Bundes hat stark zugenommen
Entwicklung der Anzahl geänderter Erlasse pro Jahr, 1930 bis 2025

29. April 2026
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VR-Symposium 2026: 
Wissen, Austausch 
und neue 
Perspektiven für 
Verwaltungsräte.

Die Anforderungen an Verwal-
tungsräte von KMU nehmen stetig 
zu. Strategische Entscheidungen 
müssen in einem zunehmend dyna-
mischen Umfeld getroffen werden, 
während Themen wie Innovation, 
Governance und nachhaltige Un-
ternehmensentwicklung immer 
stärker in den Fokus rücken. Ge-
nau diesen Herausforderungen 
widmet sich das VR-Symposium 
am 4. September 2026 in Zürich. 

Die Veranstaltung bringt erfah-
rene Verwaltungsratsmitglieder, 
Unternehmerinnen und Unterneh-
mer sowie Führungspersönlichkei-
ten aus der Schweizer KMU-Land-
schaft zusammen. Im Zentrum 
stehen praxisnahe Einblicke, aktu-

elle Fragestellungen und der Aus-
tausch unter Gleichgesinnten.

Zu den Referierenden gehört 

Rocco Delli Colli, Gründer und In-
haber der Dieci AG. Er gibt Einbli-
cke in seinen unternehmerischen 

Werdegang und zeigt auf, welche 
Rolle Mut, Beharrlichkeit und der 
Umgang mit Rückschlägen für lang-
fristigen Erfolg spielen.

Madeleine Stöckli Müller beleuch-
tet die Rolle externer Verwaltungs-
räte in familiengeführten Unterneh-
men. Claudio Minder und Karl Mül-
ler von der kybun Joya Gruppe 
zeigen anhand praktischer Beispiele 
auf, wie Verwaltungsräte Innovation 
gezielt fördern können. Den Ab-
schluss bildet Jean-Michel Cina, Ver-
waltungsratspräsident der SRG SSR, 
mit Einblicken in die strategische 
Weiterentwicklung eines öffentli-
chen Medienhauses.

Neben den Fachreferaten bietet 
das Symposium vielfältige Möglich-
keiten für Networking und den 
persönlichen Erfahrungsaustausch 
– ein Mehrwert, der von den Teil-
nehmenden besonders geschätzt 
wird.
Weitere Informationen zum Programm 
und zur Anmeldung: www.vr-symposium.ch

Austauschplattform für Verwaltungsräte

PAROLEN DES KGV FÜR DIE VOLKSABSTIMMUNG VOM 27. SEPTEMBER 2026

Ernährungsinitiative

Die Ernährungsinitiative vom Verein 
«Sauberes Wasser für alle» will die 
Ernährungssicherheit stärker über 
inländische nachhaltige Produktion 

sichern. Kernpunkte sind: Der Bund soll einen 
Nettoselbstversorgungsgrad von mindestens 
70 Prozent anstreben; heute liegt dieser gemäss 
Bundesrat bei rund 46 Prozent. Erreichen will 
die Initiative dies vor allem über mehr 
pflanzliche Lebensmittel, eine entsprechend 
ausgerichtete Land- und Ernährungswirt-
schaft, den Schutz von Grundwasser, Boden-
fruchtbarkeit und Biodiversität sowie strengere 
Vorgaben bei Stickstoff- und Phosphoreinträ-
gen. Die Ziele sollen innert zehn Jahren nach 
Annahme erreicht werden.

Meinung KGV: Die Auswirkungen der 
Initiative auf die KMU wären ungleich verteilt. 
Besonders betroffen wären Betriebe der Land- 
und Ernährungswirtschaft, andere KMU eher 
indirekt durch höhere Preise, verändertes 
Konsumverhalten und zusätzliche Regulierun-
gen. Eine Nettoselbstversorgung von 70 Pro- 
zent innert zehn Jahren ist unrealistisch und 
ist nur mit massiven staatlichen Eingriffen in 
Produktion und Konsum erreichbar. Dies 
würde die Auswahl an Lebensmitteln ein-
schränken, die Preise erhöhen und die 
unternehmerische Freiheit beeinträchtigen. 
Gleichzeitig drohen durch die Umwälzungen 
Arbeitsplatzverluste und eine Verminderung 
der Attraktivität von Gastronomie und 
Tourismus.� Parole: Nein

Neutralitätsinitiative

Die Neutralitätsinitiative der SVP will 
die immerwährende und bewaffnete 
Neutralität der Schweiz ausdrück-
lich in der Bundesverfassung 

verankern. Sie würde der Schweiz verbieten, 

Militär- oder Verteidigungsbündnissen 
beizutreten oder sich daran zu beteiligen; auch 
nicht militärische Zwangsmassnahmen gegen 
kriegführende Staaten wären grundsätzlich 
ausgeschlossen, ausser bei UNO-Sanktionen 
oder zur Verhinderung von 
Sanktionsumgehungen. Die 
Initianten begründen dies mit 
einer Aufweichung der Neutralität 
seit 2022, insbesondere durch die 
Übernahme der EU-Sanktionen 
gegen Russland und die Annähe-
rung an die NATO. Bundesrat und 
Parlament lehnen die Vorlage ab, 
weil sie die aussen-, sicherheits- 
und wirtschaftspolitische 
Handlungsfähigkeit der Schweiz 
zu stark einschränken würde.

Meinung KGV: Aus Sicht des KGV besteht 
keine direkte Betroffenheit für KMU und 
Gewerbe.� Keine Parole 

Lehrpersonalgesetz

Die Vorlage sieht eine Anpassung 
des Berufsauftrags der Zürcher 
Lehrpersonen vor. Klassenlehr-
personen sollen künftig eine 

Pauschale von 160 statt bisher 100 Arbeits-
stunden erhalten. Gleichzeitig wird der 
Lektionenfaktor von 58 auf 59 Stunden 
erhöht. Daraus entstehen jährliche Mehrkos-
ten von rund 83 Millionen Franken, wovon 
die Gemeinden 80 Prozent und der Kanton 
20 Prozent trägt. Dies soll die Klassenlehr-
personen zeitlich entlasten. Gegen den 
knappen Entscheid des Kantonsrats wurde 
das Behördenreferendum ergriffen.

Meinung KGV: Der KGV anerkennt die 
zentrale Rolle der Klassenlehrpersonen und 
die Notwendigkeit einer angemessenen 

Entschädigung. Die Löhne der Zürcher 
Lehrpersonen gehören jedoch bereits zu den 
höchsten der Schweiz und liegen rund 20 Pro- 
zent über dem Durchschnitt. Gleichzeitig 
haben sich die kommunalen Ausgaben für 

die Volksschule pro Schüler 
innerhalb von 20 Jahren 
nahezu verdoppelt. Weitere 
Mehrkosten könnten zu 
höheren Steuerfüssen und 
weniger Mitteln für Investitio-
nen führen.
Aus Sicht des KGV sollten 
Lehrpersonen primär von 
administrativen und organisa-
torischen Aufgaben entlastet 
werden. Zusätzliche Mittel 

lösen die grundlegenden Herausforderungen 
nicht. Da das Gewerbe lediglich indirekt 
betroffen ist, verzichtet der KGV auf eine 
Parole.� Keine Parole

Patientinnen- und 
Patientengesetz und 
Gesundheitsgesetz

Der Gegenvorschlag zur Volksinitia- 
tive «Selbstbestimmung am 
Lebensende auch in Alters- und 
Pflegeheimen» verpflichtet auch 

private Alters- und Pflegeheime sowie Spitäler, 
assistierte Suizidhilfe durch anerkannte 
Organisationen zu dulden. Psychiatrische und 
ambulante Einrichtungen sind davon ausge-
nommen. Die Initiative wurde zugunsten 
dieses weniger weit gehenden Gegenvorschlags 
zurückgezogen.

Meinung KGV: Für KMU und Gewerbe 
bestehen keine direkten wirtschaftlichen 
Auswirkungen; im Zentrum steht eine 
ethische Frage.� Keine Parole

Anzeige Anzeige

die Bürger noch im Entscheidungs-
prozess als solche sichtbar gemacht 
werden. Analog zu Rechnungsprü-
fungskommissionen in der Fiskal-
politik auf Gemeindeebene könnte 
ein unabhängiger «Regulierungs-
rat» oder «Effizienzrat» Regulie-
rung auf ihre Effizienzwirkung 
evaluieren, infrage stellen und Ge-
genvorschläge machen, noch bevor 
das Parlament final darüber befin-
det. Würde ein solcher «Regulie-
rungsrat» eine neue Regulierung 
als ineffizient beurteilen, wäre das 
für alle ein gut sichtbarer Bench-
mark. Das würde es deutlich 
schwieriger machen, ineffiziente 
Regulierung vorzuschlagen und im 
Parlament durchzuwinken. Derar-
tige unabhängige Evaluationen 
wären besonders günstig, wenn 
man sie mit einem Verordnungs-
referendum kombinieren würde. 

Lässt sich denn objektiv messen, 
ob eine Verordnung Sinn macht? 
Schelker: Eine ganz wichtige 
Frage. Das lässt sich kaum durch-

wegs objektiv messen. Aber na-
türlich kann man Regulierung 
schon auf ihre Effizienz hin eva-
luieren. Die zentrale Frage ist 
aber eine andere: Wer evaluiert? 
Heute sind es oft Interessengrup-
pen, die ein bezahltes Gutachten 
erarbeiten lassen, oder die regu-
lierende Behörde selbst. Es ist of-

fensichtlich, dass derartige Eva-
luationen nicht glaubwürdig 
sind. Daher braucht es zwingend 
eine unabhängige, externe Eva-
luation. 

Die Gefahr besteht sonst, dass 
die Definition von «Überregulie-
rung» durch Partikularinteres-
sen verwässert wird? 
Schelker: Ja. Mit einer unab-
hängigen Institution würde es 
zumindest schwieriger, Themen 
durch Partikularinteressen zu 

kapern. Ein Regulierungsrat, der 
eine Windfahne wäre, würde 
seine Glaubwürdigkeit und damit 
an Einfluss verlieren. Er müsste 
sich seinen Einfluss also durch 
Reputation «verdienen». Es 
würde für die Befürworter neuer 
Regulierung so schwieriger zu 
begründen, weshalb es eine neue 

Verordnung braucht, wenn 
glaubwürdig im Raum steht, dass 
sie keine gute Idee ist. 

Ganz konkret: Was müsste ge-
schehen, damit KMU künftig 
weniger neue Vorschriften be-
wältigen müssen? 
Schelker: Es ist sicher ein gros- 
ses Problem, dass sich Regierung 
und Verwaltung im Einverneh-
men mit dem Parlament das 
Mandat gegeben haben, so weit-
gehend wie heute einzugreifen. 

Wir sind vom Setzen von Rah-
menregulierung abgekommen 
und in Richtung dichter Detailre-
gulierung gegangen. Diese Dyna-
mik kann man nur zurückdrän-
gen, indem es argumentativ viel 
anstrengender wird zu begrün-
den, warum es jetzt eine Regulie-
rung braucht.  

Sind Sie nun dank Ihrer wissen-
schaftlichen «Regulierungs-
brille» besonders sensibilisiert, 
auch in der eigenen Arbeit? 
Schelker: Als Wissenschaftler 
gehöre ich wahrscheinlich – ge-
meinsam mit den Journalisten – 
zu einer der Berufsgruppen, die 
als Letzte von Regulierungen be-
troffen sind. Wir werden durch 
viele institutionelle Freiheiten 
bewusst vor staatlichem Einfluss 
geschützt. Vielleicht haben des-
halb Wissenschaftler und Jour- 
nalisten kaum ein Sensorium da-
für und sind entsprechend wenig 
kritisch. Auch wenn die Compli-
ance in den letzten Jahren auch 
für uns zugenommen hat, ist das 
wahrscheinlich kein Vergleich 
mit dem, womit die Konsumen-
ten und Unternehmen im tägli-
chen Leben konfrontiert sind. �

Fortsetzung von Seite 11

«Sie haben ihre Parla-
mente zurückgedrängt»

«Eine Möglichkeit, die Kosten für  
ineffiziente Regulierung zu erhöhen, 
wäre, dass diese für die Bürger noch 
im Entscheidungsprozess als solche 

sichtbar gemacht würden.»
Mark Schelker 

Professor für Volkswirtschaftslehre, Freiburg
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unterstützt den GVZ grosszügig 
bei Abstimmungen. Auch Ge-
schäftsführerin Ursi Woodtli sei 

ihr stets eine wichtige Stütze ge-
wesen.  

Für Zürich wünscht sie sich 
zum Schluss eine Rückbesinnung 
auf die ursprüngliche Idee der 
Stadt als eines Ortes des Handels, 
der Innovation und des Aus-
tauschs. «Wenn wir wieder ge-
meinsam dieses Ziel verfolgen, 
finden wir auch bessere Lösungen 
bei Mobilität, Wohnen oder Gast-
ronomie.» Denn ein funktionie-
render Sozialstaat brauche letzt-
lich auch eine starke Wirtschaft.

Mark Gasser

Erst zu den Fakten. Nicole 
Barandun tritt als Präsiden-
tin des stadtzürcher Gewer-

beverbands (GVZ) ab. Es seien 
«schöne, intensive, aber auch ab-
nützende 13 Jahre» gewesen. In 
dieser Zeit scheute sie keinen 
Konflikt, keinen Abstimmungs-
kampf und keine öffentliche De-
batte im Interesse des Gewerbes. 
Doch nun sagt sie auch offen: «Die 
Lust und der Elan wichen zuletzt 
etwas dem Zynismus», und dieser 
könne in schwierigen Verhand-
lungen mit Behörden und Stadt-
vertretern die Kompromissbereit-
schaft aus Verbandssicht etwas 
drosseln. 

Daraus mag man schliessen: 
Die 13 Jahre müssen zermürbend 
gewesen sein für die National- 
rätin (Die Mitte), Rechtsanwältin 
der Zürcher Kanzlei Barandun 
AG. Doch das wäre verkürzt. Zwi-
schen den Zeilen blitzt ihre Lei-
denschaft immer wieder auf. Und 
dabei wird klar: Der städtische 
Gewerbeverband ist mit ihr ge-
wachsen – und sie mit ihm.  

Obwohl oder vielleicht gerade 
weil Zürich eine «Käseglocke» sei: 
ein Experimentierfeld für allerlei 
Utopien, die das Gewerbe behin-
derten. «Aber Zürich ist trotzdem 
eine lebenswerte Stadt, und wir 
tun gut daran, uns gewissen Ent-
wicklungen nicht zu verschlies-
sen. Sondern sie zu akzeptieren, 
solange das für uns machbar ist.» 
Anders gesagt: Es wäre mehr 

«Da zeigt  
sich Zürich  
eher bünzlig» 
Nach 13 Jahren an der Spitze des Gewerbeverbands 
der Stadt Zürich tritt Nicole Barandun ab. Sie zieht 
eine gemischte Bilanz: Neben wichtigen Erfolgen fürs 
Gewerbe sei die Zusammenarbeit mit der Stadt immer 
wieder von Frust geprägt gewesen. Vor allem die 
Verkehrspolitik bleibt eine zentrale Baustelle.

möglich, wenn beide Seiten mehr 
aufeinander zugehen würden – 
weg vom Wünschbaren hin zum 
Machbaren. Jüngere Unterneh-
mergenerationen seien durchaus 
auch bereit, Einschränkungen in 
Kauf zu nehmen. «Aber die Kom-
promisse dürfen ein gewisses 
Mass nicht überschreiten.» Sie 
nennt etwa die Elektrotranspor-
ter einer Elektroinstallationsfir-
ma, die auf Veloabstellplätzen 
Platz finden. 

Wo wird für Barandun das «ge-
wisse Mass» überschritten? Sie 
nennt Investitionen, Regulierun-
gen, aber auch Events zulasten 
des Gewerbes. Gerade bei The-
men mit Interessenskollisionen 

seien die Interessen des Gewerbes 
seit Jahren «nicht mehr oben auf 
der Liste» – und das kann an der 
Substanz zehren. 

Die Stadtbehörden seien eben 
in der Regel keine Gestalter. «Sie 
sind Verwalter. Und in der Gewer-
bepolitik müsste man vermehrt 
versuchen, alle Akteure an einen 
Tisch zu bringen.» Als Beispiel 
nennt sie die Radweltmeister-
schaft 2024. «Da hat man nebst 
der Quartierbevölkerung das Ge-

werbe vergessen.» Erst als Rekur-
se im Raum standen, habe sich die 
Stadt bewegt. Die versöhnlichere 
Variante wären offene Gespräche – 
und dafür gibt es durchaus Gefäs-
se. Aber in diesen beschränke es 
sich meistens auf einen Pro-for-
ma-Austausch. «Dabei müsste die 

rot-grüne Politik in vielen Punk-
ten gerade das Gewerbe berück-
sichtigen: etwa beim Wunsch 
nach kurzen Wegen oder bei einer 
Kreislaufwirtschaft mit echtem 
Impact. Dann bräuchten sie näm-
lich das Gewerbe, denn wir halten 
alles instand. Und da fühlen wir 
uns nicht wertgeschätzt.» 

Erfolge fürs Gewerbe
Sie erinnert sich aber auch ger-

ne an Erfolgsgeschichten. Im Aus-

bildungsbereich sei die Zusam-
menarbeit mit der Stadt hervorra-
gend. «Vermutlich auch, weil die 
Interessen kongruent sind.» Die 
schulischen oder die psychischen 
Probleme des Nachwuchses seien 
auch für die Stadtpolitik ein The-
ma. Gemeinsam mit Schulen und 
dem Laufbahnzentrum entstand 
im Berufsbildungsforum ein Ge-
fäss, das unter anderem Eltern 
den Wert der Berufsbildung nä-
herbringt und Berufsbildner un-
terstützt.

Gerade deshalb ist es paradox, 
dass die Stadtpolitik den Akti-
onsradius des Handwerks ein-
schränkt und es mit Auflagen zu-
deckt. KMU seien extrem anpas-
sungsfähig und flexibel, «aber 
man muss ihnen einen gewissen 
Spielraum bieten». Müsterchen 
für überrissene Regulierungsak-
tivitäten hat sie genug: jüngst 
etwa das Verbot von elektrischen 
Leuchten in Restaurants auf öf-
fentlichem Grund. Die Gastrono-
mie ist überhaupt ein Minenfeld 
für städtische Verordnungen und 
Einschränkungen: das Verbot 
von Heizpilzen und während Co-

rona die restriktive Bestuhlung. 
«In Sachen Gastronomie oder 
kulturelles Leben zeigt sich Zü-
rich eher bünzlig und gar nicht 
als fortschrittliche europäische 
Stadt, als die sie sich sonst gerne 
sieht.» 

Wie überall gebe es auch auf 
der Verwaltung Ausnahmen – und 
diese könnten für einen einzelnen 
Handwerker entscheidend sein. So 
konnte zum Beispiel auf Inter- 

vention des Gewerbeverbands vor 
einer Bäckerei mit neuem Halte-
verbot ein Güterumschlagsplatz 
geschaffen werden. Auch einzelne 
Abbiegeverbote für Lastwagen 
wurden wieder aufgehoben.

Eine Errungenschaft, die sie 
besonders freute: das sogenannte 
rote Telefon. Was wie ein Erotik-
service klingt, ist eine städtische 
Helpline in Baufragen, die vom 
HEV Zürich und vom GVZ ange-
stossen wurde. Es verkürzt nach 
Bauentscheiden Amtswege und 
ermöglicht einen raschen Dialog 
zwischen Denkmalschutz, Bau-
verwaltung und Bauherrschaft. 

Und weil die Themen in Zürich 
alle Gewerbeverbände in grösse-
ren Städten beschäftigt, wurde 
auch eine Städteplattform ins Le-
ben gerufen. Dort fliessen Erfah-
rungen anderer Städte – etwa zur 
Nutzung von Busspuren – in Zür-
cher Projekte ein. 

Täglich grüsst die Verkehrspolitik
Denn die zentralen Themen 

aus Sicht des Gewerbes wiederho-
len sich: Hauptfokus war und ist 
auch in Zürich immer wieder der 

Verkehr: Dazu gehört der Ver-
kehrsfluss, die Erreichbarkeit des 
Arbeitsortes, Parkplatzknappheit 
und -abbau. «Da hat sich die Si-
tuation in den letzten Jahren sehr 
verschlechtert.» Sie vermisst kre-
ative Lösungen wie etwa in der 
Stadt Bern, wo Lieferwagen auf 
den Busspuren fahren dürfen. 
«Das wäre in Zürich an neuralgi-
schen Stellen eine totale Erleich-
terung», so Barandun. 

Bei der Parkierungsfrage wäre 
die Gewerbeparkkarte eine wich-
tige Erleichterung, da sie das Par-
ken auch ausserhalb der markier-
ten Parkfelder und auf gewissen 
Trottoirabschnitten erlaubt. Und 
Tagesbewilligungen würden hin-
fällig. Mit der Abstimmung über 
die Parkkartenverordnung vor 
rund einem Jahr kam eigentlich 
grünes Licht. «Es dauerte zwölf 
Jahre, bis diese eingeführt wurde. 
Und jetzt ist sie durch Rekurse 
blockiert.» 

Highlights und Jubiläum
Solche Grabenkriege gehören 

schon fast zur DNA eines städti-
schen Gewerbeverbands. Was 
wird sie aber besonders vermis-
sen? «Den Kontakt zu so vielen 
unterschiedlichen Menschen mit 
so vielfältigen unternehmerischen 
Interessen. Denn sie sind der un-
ternehmerische Motor der 
Schweiz.» Im Kleinen sehe man 
sehr gut, was die Qualität der 
Schweiz im Bereich Unternehmer-
tum ausmache. Genau deshalb 
müssten Unternehmerinnen und 

Unternehmer ihre Stimme in poli-
tischen Debatten auch stärker ein-
bringen. Da seien viele zu zaghaft.

Ein punktuelles Highlight: das 
175-Jahr-Jubiläum im Albisgüetli 
im Jahr 2016. Der GVZ ist damit 
einer der ältesten Gewerbeverei-
ne im Land. Und es sei eindrück-
lich, dass er immer noch eine 
markante Einflussgrösse in der 
Stadt sei – heute wie damals. Der 
solidarische Förderverein, der 
unter Barandun stark gewachsen 
ist, trifft sich regelmässig und 

Nicole Barandun bei ihrer Verabschiedung als KGV-Vizepräsidentin. Links KGV-Prä sident Werner Scherrer, rechts ihr Nachfolger im GVZ-Präsidium, Christian Huser. 

«In Sachen Gastronomie oder  
kulturelles Leben zeigt sich Zürich 

eher bünzlig und gar nicht als  
fortschrittliche europäische Stadt, 
als die sie sich sonst gerne sieht.»

Nicole Barandun
Präsidentin Gewerbeverband Stadt Zürich

«Zürich ist trotzdem eine  
lebenswerte Stadt, und wir tun gut 

daran, uns gewissen Entwicklungen 
nicht zu verschliessen.»

Nicole Barandun
Präsidentin Gewerbeverband Stadt Zürich

ZUR PERSON
 

Nicole Barandun
ist Counsel bei der Zürcher Anwalts-
kanzlei Barandun AG. Seit Dezem-
ber 2023 ist sie Nationalrätin für die 
Mitte im Kanton Zürich. Zuvor war 
sie unter anderem Präsidentin der 
Mitte Kanton Zürich (früher CVP) und 
Mitglied des Zürcher Kantonsrats.

Nach 13 Jahren übernimmt als 
Nachfolger Christian Huser das 
GVZ-Präsidium von Nicole 
Barandun und nimmt neu auch 
Einsitz im KGV-Ausschuss. Er 
ist als Stadtparlamenterier 
(FDP) sehr gut vernetzt. «Er 
wird von Tag eins an einen 
grossen Impact entfalten», ist 
die abtretende GVZ-Präsidentin 
überzeugt. Nebst der noch 
hängigen Einführung der 
Gewerbeparkkarte wird ein 
weiteres Gewerbeanliegen nun 
Baranduns Ära «überleben»: Die 
Umsetzung des Mindestlohns, 
nachdem das Bundesgericht die 
gutgeheissene Beschwerde des 
Verwaltungsgerichts wieder 
kippte. Da wird auch der 
Gewerbeverband mit der Stadt 
und Sozialpartnern mitreden. 
Als KGV-Vizepräsidentin wird 
nun Désirée Schiess, Gewerbe-
präsidentin in Winterthur, in 
Baranduns Fussstapfen treten. 
«Sie hat in Winterthur mit 
denselben Themen wie wir hier 
in Zürich zu tun. Und sie hat 
daher eine grosse Erfahrung 
und wird das hervorragend 
machen», sagt Nicole Barandun 
über ihre Nachfolgerin.�

Christian Huser und 
Désirée Schiess:  
Baranduns Nachfolger
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Claude Lauper

Vier Länder im  
Investitionsmodus

In Brasilien setzt die Initiative 
«Nova Indústria Brasil» den Rah-
men für eine modernere, digitalere 
und CO2-ärmere Industrie. Argen-
tinien rückt mit seinen Lithiumvor-
kommen ins Zentrum neuer Ener-
gie- und Batteriewertschöpfungs-
ketten. Uruguay nutzt seinen 
nahezu vollständig erneuerbaren 
Strommix, um sich als Standort für 
grüne Industrie und Wasserstoff-
projekte zu etablieren. Paraguay 
wiederum kombiniert günstige 
Wasserkraft mit Investitionen in 
Logistik, Stromnetze und industri-
elle Integration.

So unterschiedlich die vier Län-
der sind: Überall entsteht eine 
Nachfrage nach Lösungen, die Pro-
zesse effizienter machen, Ressour-
cen schonen und Wettbewerbsfä-
higkeit steigern. Genau hier liegt 
das Potenzial für Schweizer KMU 
mit spezialisierten Produkten und 
Dienstleistungen.

Wo Schweizer Lösungen 
gefragt sind

Ob Produktionsanlagen, die Still-
stände reduzieren, Technologien zur 

Einsparung von Energie und Wasser, 
präzise Sensorik und Automatisie-
rung oder Medizintechnik für eine 
bessere Versorgung: In vielen Mer-

cosur-Projekten geht es nicht nur 
um Kosten, sondern um Zuverläs-
sigkeit, Qualität und langfristige Effi-
zienzgewinne.

Für Schweizer Unternehmen 
kann die Region damit weit mehr 
sein als ein zusätzlicher Absatzkanal. 
Sie bietet die Möglichkeit, sich früh 
in Wertschöpfungsketten rund um 
kritische Rohstoffe, erneuerbare 
Energien, Agrartechnologie und 

nachhaltige Industrieproduktion zu 
verankern – und gleichzeitig die Ab-
hängigkeit von einzelnen Märkten zu 
reduzieren.

Erfolg braucht Vorberei-
tung – und Absicherung

Der Weg in den Mercosur ist den-
noch kein Selbstläufer. Unterschiedli-
che Regulierungen, Steuer- und Zoll-
systeme, Währungsvolatilität und poli-
tische Schwankungen verlangen eine 
saubere Vorbereitung. Dazu gehören 
eine klare Fokussierung auf prioritäre 
Länder, sorgfältig ausgewählte lokale 
Partner, solide Verträge sowie durch-

dachte Zahlungs- und Lieferbedin-
gungen.

Eine wichtige Rolle spielen da-
bei Handels- und Finanzierungslö-
sungen wie Akkreditive, Garan-
tien, die der Absicherung von Zah-
lungs-, Liefer- sowie Länderrisiken 
dienen. Ergänzend gewinnen Be-
ratungsleistungen zum Marktein-
tritt an Gewicht – von der Struk-
turierung von Exportgeschäften 
bis zur Einschätzung von Compli-
ance- und Wechselkursrisiken. 
Wer diese Themen früh klärt, er-
höht die Chancen, vom Wachs-
tumsschub in der Region nachhal-
tig zu profitieren.

Claude Lauper
ist Leiter Interna-
tional Business & 
Risk Management 
bei der Zürcher  
Kantonalbank

Mercosur im Aufbruch: Wie KMU  
vom Wachstumsschub profitieren können
Zwischen Atlantik und Anden entsteht ein Markt im Umbruch: Der Mercosur investiert in Industrie, 

Energie und Infrastruktur – und öffnet damit Türen für spezialisierte Schweizer KMU.

Hafen von Vitória, Brasilien: Sinnbild für das Exportpotenzial der Mercosur-Staaten. � Bild GettyImages

« Mit seinen vier dynamischen Wachs-
tumsmärkten bietet der Mercosur 

Schweizer KMU eine greifbare Chance, 
unabhängiger von einzelnen Märkten und 
damit wettbewerbsfähiger zu werden. »

Claude Lauper 
Leiter International Business & Risk Management, Zürcher Kantonalbank

INFO
Mercosur in  
der Praxis erleben
Erfahrungsberichte aus erster 
Hand, konkrete Praxisbeispiele 
und strategische Impulse für 
KMU: Am 30. September 2026 
zeigt die Best Practice Fachver-
anstaltung von swiss export, mit 
der Zürcher Kantonalbank als 
Main Partner, wie der Einstieg in 
die Mercosur-Länder gelingen 
kann. Nutzen Sie die Gelegen-
heit zur Vertiefung und zum 
Austausch vor Ort.

Jetzt QR-Code scannen 
und anmelden
zkb.ch/mercosur-event

Mark Gasser

Seit 2020 verlassen in der Schweiz 
mehr Menschen den Arbeitsmarkt, 
als neu eintreten. Gleichzeitig liegt 
die Erwerbsquote nach dem Refe-
renzalter von 65 Jahren im OECD-
Vergleich unter dem Durchschnitt, 
obwohl viele Menschen auch nach 
der Pensionierung gesund und ar-
beitsfähig wären. Weshalb so we-
nige länger arbeiten, hat nicht nur 
mit persönlichen Entscheidungen 
oder dem Rentensystem zu tun – 
auch Unternehmen spielen eine 
entscheidende Rolle.

Genau hier setzt die Studie 
«Arbeitskräfte 60plus im Fokus 
der Unternehmen» der Alixio 
Group Schweiz an, die sie im Auf-
trag von focus50plus und seiner 
Trägerorganisationen SAV und 
sgv durchführte. Zwischen No-
vember 2025 und März 2026 wur-
den rund 500 Führungskräfte 
und HR-Verantwortliche befragt. 
Das Ergebnis ist widersprüchlich: 
Die Unternehmen attestieren äl-
teren Mitarbeitenden grosses Po-
tenzial, schaffen aber nur selten 
die Voraussetzungen, damit die-
ses auch nach Erreichen des Refe-
renzalters genutzt werden kann.

Gute Noten, wenig Aktivität
Die Wertschätzung ist hoch: 82 

Prozent loben die langjährige Er-
fahrung und das Know-how von 
Mitarbeitenden über 60. Zwei 
Drittel nennen Verantwortungs-
bewusstsein, Loyalität und Fach-
kompetenz als besondere Stärken, 
mehr als die Hälfte schätzt ihre 
Kenntnisse der Unternehmens-
kultur sowie ihre Netzwerke zu 
Kunden und Partnern. Rechnet 
man die eher zustimmenden Ant-
worten hinzu, liegen die Werte bei 
allen genannten Eigenschaften 
bei rund 90 % oder mehr.

Dennoch fördert nur etwa jedes 
dritte Unternehmen die Weiterar-
beit über das Referenzalter hinaus. 
Ebenso selten werden Aufgaben 
oder Verantwortlichkeiten ange-
passt, damit ältere Mitarbeitende 
gesund und leistungsfähig im Er-

werbsleben bleiben können. Für 
Studienautor Edgar Spieler ist das 
Referenzalter nach wie vor die be-
triebliche Norm: Viele Unterneh-
men orientierten sich stark an der 
gesetzlichen Altersgrenze und wi-
chen kaum davon ab. 

Die Schweiz fällt auch durch 
viele Frühpensionierungen auf. Die 
obige Grafik illustriert: Frühpensi-
onierungen sind bei den Unterneh-
men verbreiteter als Pensionierun-
gen nach dem Referenzalter (also 
längeres Arbeiten). Die Gründe, 
warum sich Erwerbstätige vorzei-
tig pensionieren lassen oder nicht 
über das Referenzalter hinaus ar-
beiten: Persönliche Konstellatio-
nen, die Ausgestaltung des Renten-
systems und betriebliche Faktoren.

Es bestehen auch Vorbehalte 
gegenüber der Generation 60plus, 
die auch Auswirkungen auf eine 
Beschäftigung übers Rentenalter 
hinaus haben. Genannt werden 
hohe Lohnkosten, mangelnde IT-
Kompetenzen oder eine geringere 
Veränderungsbereitschaft. Spieler 
präzisiert aber: Die Zustimmung 
zu den Stärken der Generation 
60plus sei deutlich höher als die 
Kritikpunkte. Zudem seien viele 
dieser Faktoren beeinflussbar: Ob 
jemand lernbereit sei, hänge laut 
Forschung stärker von der bisheri-
gen Tätigkeit als vom Alter ab. Wer 
während seines Berufslebens re-
gelmässig neue Aufgaben über-
nehme, bleibe auch im höheren 
Alter offen für Veränderungen. 
Unternehmen könnten dies gezielt 
fördern, «etwa durch Laufbahn-

gestaltungen auf jeder Altersstu-
fe», so Spieler. Wenn ein älterer 
Mitarbeiter beispielsweise immer 
wieder neue Projekte übernehme, 
bleibe er veränderungsbereit. 

KMU Verhalten bei Einstellungen
Besonders zurückhaltend sind 

Arbeitgeber allerdings bei Neuein-
stellungen älterer Arbeitskräfte. 
Während hohe Lohnnebenkosten 
für die Weiterbeschäftigung kaum 
eine Rolle spielen, beeinflussen sie 
den Einstellungsentscheid deut-
lich stärker – vor allem bei KMU. 
Für 38 Prozent der kleineren Un-
ternehmen sind sie ein Hindernis, 
bei Grossunternehmen nur für 26 
Prozent. Spieler plädiert deshalb 
für altersneutralere Lohnneben-
kosten. «Diese Zurückhaltung ist 
bedauerlich, denn die Unterneh-
men vergeben grosses Potenzial. 
Gleichzeitig glaube ich aufgrund 
der Ergebnisse, dass dies auch  mit 
dem starken Fokus aufs Referenz-
alter zusammenhängt». 

Gerade in Berufen, die sich 
durch Digitalisierung und künst-
liche Intelligenz stark verändern, 
könne die Kombination aus Erfah-
rung und neuen Technologien zum 
Wettbewerbsvorteil werden. Statt 
sich an Altersstereotypen zu ori-
entieren, sollten Unternehmen die 
individuellen Fähigkeiten stärker 
berücksichtigen. «Es gibt auf allen 
Altersstufen Menschen, die sturer 
sind und weniger flexibel.»

In der Praxis erfolgt eine Wei-
terbeschäftigung nach 65 meist 
flexibel – etwa in Teilzeit, auf Ab-

ruf oder projektbezogen. Lang-
jährige Vollzeitbeschäftigungen 
über das Referenzalter hinaus 
bleiben hingegen die Ausnahme.  

Politisch klemmt es
Auch politische Rahmenbedin-

gungen spielen eine Rolle. Zwei 
Drittel der Unternehmen wün-
schen sich steuerliche Erleichte-
rungen für Erwerbstätige im Pen-
sionsalter sowie einen höheren 
AHV-Freibetrag. Dieser liegt zur-
zeit bei 16 800 Franken. Zudem 
erschwere das heutige Vorsorge-
system den Wiedereinstieg nach 
einer Pensionierung, weil Renten 
aus AHV und Pensionskasse nicht 
einfach sistiert werden können. 

Interessant ist auch der Blick 
auf das Rentenalter selbst:  63 % 
der befragten Unternehmen halten 
das Referenzalter von 65 Jahren 
grundsätzlich für zeitgemäss und 
«genau richtig», 18% für zu spät 
und nur 19% als zu früh, um die 
Erwerbsarbeit ganz zu beenden. 
Gleichzeitig sehen viele Vorteile 
darin, wenn Menschen bis 67 ar-
beiten würden. Für Spieler ist das 
kein Widerspruch, sondern Aus-
druck einer starken Orientierung 
an bestehenden Normen. In der 
Praxis werde selten hinterfragt, ob 
ein Weiterarbeiten sinnvoll wäre.

Entscheidend sei deshalb, das 
Thema frühzeitig in die Personal-
planung einzubeziehen. Gespräche 
über die berufliche Zukunft sollten 
nicht automatisch mit der Pensio-
nierung enden, sondern auch Op-
tionen für eine Weiterbeschäfti-
gung umfassen. Genau hier sieht 
die Studie grossen Nachholbedarf: 
Nur eine Minderheit der Unter-
nehmen führt solche Gespräche 
systematisch oder unterstützt Mit-
arbeitende aktiv auf dem Weg zu 
einer längeren Erwerbstätigkeit.

Spielers Fazit: Bevor die Politik 
über ein höheres Rentenalter ent-
scheidet, könnten Unternehmen 
bereits heute vorangehen: indem 
sie flexible Arbeitsmodelle schaf-
fen, ältere Mitarbeitende gezielt 
fördern und deren Beschäftigungs-
fähigkeit langfristig erhalten.

Ü60: Beliebt, aber nicht gefördert
Sie gelten als erfahren, loyal und fachlich stark – doch sobald Mitarbeitende das Pensionsalter erreichen, endet 
ihre Karriere oft trotzdem. Eine neue Studie zeigt: Arbeitgeber schätzen Arbeitskräfte über 60 zwar sehr, sollten 
ihr Potenzial aber stärker nutzen. Angesichts des Fachkräftemangels könnte genau das zum Problem werden.

Wie verbreitet sind in den Unternehmen welche Arten von Pensionierungen?
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Jürg Sulser*

Die Verkehrsachse durch Eglisau 
ist seit Jahren überlastet. Täglich 
rollen rund 22’000 Fahrzeuge 
durch den historischen Ortskern, 
ein grosser Teil davon Schwerver-
kehr. Bis 2040 rechnet der Kan-
ton mit bis zu 30’000 Fahrzeugen 
pro Tag. Diese Belastung ist nicht 
nur für die Bevölkerung unhalt-
bar, sondern auch volkswirt-
schaftlich ineffizient. Der Engpass 
wirkt weit über Eglisau hinaus 
und bremst den gesamten Wirt-
schaftsraum Zürich-Nord. 

Mit der Überweisung der Richt-
planvorlage an den Kantonsrat 
schafft der Regierungsrat nun die 
planerische Grundlage für eine Lö-
sung, die den Anforderungen von 
Verkehr, Wirtschaft und Umwelt 
Rechnung trägt. Die vertiefte Prü-
fung des Projekts weist einen Kos-
tenrahmen von 580 Millionen 
Franken aus. Diese Kosten sind das 
Resultat des optimierten Projektes 
mit konsequentem Fokus auf Um-
welt und Landschaftsschutz sowie 
realistischer Kostentransparenz. 
Gerade für Unternehmen sind 
Planbarkeit und Verlässlichkeit 
zentrale Standortfaktoren.

Wachstumsregion
Der Norden des Kantons Zü-

rich ist eine Schlüsselregion für 
künftiges Wachstum. Hier entste-
hen Arbeitsplätze in Logistik, Ge-
werbe, Bauwirtschaft und Indust-
rie. Hier gibt es Raum für Betrie-
be, die in den Zentren keinen 
Platz mehr finden. Dieses Wachs-
tum kann jedoch nur funktionie-
ren, wenn die verkehrliche Anbin-

dung zuverlässig und planbar ist. 
Genau daran scheitert es heute in 
Eglisau. 

Ein besonderes Gewicht 
kommt dabei dem Flughafen Zü-
rich zu. Als einer der grössten Ar-
beitgeber des Kantons mit rund 
30’000 Arbeitsplätzen ist er auf 
funktionierende Strassenverbin-
dungen angewiesen. Schichtar-
beit, frühe und späte Arbeitszei-
ten sowie Zuliefer-, Wartungs- 
und Sicherheitsdienste lassen sich 
nicht ausschliesslich auf den öf-
fentlichen Verkehr verlagern. Die 
Achse aus dem Norden über Egli-
sau ist für tausende Arbeitswege 
und Transporte zentral. Engpässe 
und Unzuverlässigkeiten wirken 
sich direkt auf die Funktionsfä-
higkeit dieses international be-
deutenden Standorts aus und da-

mit auf die Wertschöpfung im 
ganzen Kanton.

Eglisau ist dabei ein neuralgi-
scher Punkt. Die Rheinquerung ist 
historisch gewachsen und weder 
ausbaubar noch für heutige Ver-
kehrsvolumen ausgelegt. Bereits 
kurze Verzögerungen verursachen 
in Logistik, Bauwirtschaft und 
Gewerbe erhebliche Mehrkosten. 
Für Pendlerinnen und Pendler 
summieren sich Zeitverluste auf 
mehrere Dutzend Stunden pro 
Jahr. Solche Reibungsverluste 
schwächen nicht nur eine Region, 
sondern das gesamte kantonale 
Verkehrs- und Wirtschaftssystem.

Die Umfahrung Eglisau ist des-
halb kein Lokalprojekt, sondern 
Ausdruck kantonaler Verantwor-
tung. Sie ordnet bestehenden Ver-
kehr, trennt Durchgangsverkehr 

vom lokalen Leben und erhöht die 
Leistungsfähigkeit des Verkehrs-
netzes. Davon profitieren auch die 
Zentren. Jeder Arbeitsplatz, der 
im Zürcher Unterland entstehen 
kann, entlastet Städte wie Zürich 
oder Winterthur bei Verkehr, 
Wohnraum und Infrastruktur.

Mit der Überweisung der Richt-
planvorlage an den Kantonsrat 
liegt der Ball nun bei der Politik. 
Für den Wirtschaftsstandort Zü-
rich ist entscheidend, dass das Ge-
schäft zügig behandelt wird. Inf-
rastrukturprojekte dieser Trag-
weite wirken über Jahrzehnte. Sie 
entscheiden darüber, ob wirt-
schaftliche Entwicklung gesteuert 
stattfinden kann oder an struktu-
rellen Engpässen scheitert.

*Jürg Sulser ist CEO und Verwaltungsrats-
präsident der Sulser Group

Umfahrung Eglisau: Ein Entscheid  
mit Signalwirkung

Mit der Überweisung der Richtplanvorlage zur Umfahrung Eglisau an den Kantonsrat ist ein wichtiger Schritt 
getan. Der Entscheid stärkt die Zürcher Wirtschaft und beseitigt einen zentralen Verkehrsengpass.

Visualisierung der Umfahrungsbrücke bei Eglisau. � Bild Baudirektion Kanton Zürich

Das KMU Forum Region Winter-
thur ist die regionale Plattform für 
Synergien und Netzwerke der lo-
kalen Wirtschaft. Unternehmer/-
innen kommen zusammen, um 
sich von inspirierenden Experten 
Impulse zu holen, Erfahrungen zu 
teilen und Ideen voranzutreiben. 
Im Mittelpunkt des jährlich statt-
findenden Anlasses stehen Refera-
te und Geschichten von spannen-
den Persönlichkeiten sowie das 
aktive Networking. Der Event ist 
eine Plattform der Winti Mäss. 

Perspektiven und Chancen
Wie bleiben Unternehmen er-

folgreich, wenn sich Rahmenbe-
dingungen laufend verändern? 
Welche Chancen entstehen durch 
neue Perspektiven und den Mut, 
Gewohntes zu hinterfragen?

Das KMU Forum Region Win-
terthur 2026 widmet sich mit dem 

Motto «Neue Perspektiven. Neue 
Chancen.» den grossen Fragen 
unserer Zeit. Auf der Bühne ste-
hen inspirierende Persönlichkei-
ten aus Wirtschaft, Leadership, 
Spitzensport und aussergewöhn-

lichen Lebenswelten – mit ehrli-
chen Einblicken, konkreten Er-
fahrungen und neuen Perspekti-
ven auf Führung, Verantwortung 
und Unternehmertum. Die Pro-
gramm-Highlights 2026:

•  Keynote «Blindes Vertrauen» 
von Jeff Tomlinson. Nach 
einem Sehnervinfarkt trainier-
te der Kanadier über zwei Jahre 
Schweizer Profisportler – prak-
tisch blind. Wie, beschreibt er 
in seinem berührenden Speech.

•  Keynote «Von unkontrolliert 
über unternehmerisch bis zu 
visionär» von Roger Meier, 
Geschäftsführer der Atzmännig 
Sportbahnen AG. Klima, 180- 
Grad-Wandel und immer 
wieder neu erfinden. Roger 
Meier spricht über Führung im 
täglichen Spannungsfeld.

•  Unternehmer-Talk «Wenn 

Inklusion zum Erfolg wird,» mit 
Judith Maag, CEO und VRP der 
Maag Recycling AG, Thomas 
Bräm, Gründer & Inhaber der 
mitschaffe.ch GmbH sowie 
Islam Alijaj, Nationalrat.

•  Keynote-Show «2052 – wei-
ter vorgesorgt» von Reeto von 
Gunten mit dem Blick aus der 
Zukunft.

Das Forum wird moderiert von 
Annina Campell, bekannt aus 
«SRF bi de Lüt – LIVE» und ver-
bindet Inspiration, Unternehmer-
tum und Networking und zählt 
seit Jahren zu den etablierten 
Wirtschafts- und Begegnungs-
plattformen in Winterthur. Das 
KMU Forum Region Winterthur 
ist eine Plattform der Winti Mäss.

12. KMU Forum Region Winterthur, Freitag, 
20. November, 10–14 Uhr. Eventhalle 
der Winti Mäss, Eulachhallen Winterthur.

«Neue Perspektiven. Neue Chancen.»
Am Freitag, 20. November, lädt das KMU Forum Region Winterthur erneut Unternehmerinnen und Unternehmer, 

Führungskräfte sowie Entscheidungsträger aus der Region nach Winterthur ein. Unter dem Leitthema «Neue 
Perspektiven. Neue Chancen.» erwartet die Teilnehmenden ein vielseitiges Programm mit inspirierenden 

Persönlichkeiten aus Wirtschaft, Leadership, Spitzensport und aussergewöhnlichen Lebenswelten. 

Keynote Speaker Jeff Tomlinson. � zvg

Nicht nur am  
1. August: Stets 
dann, wenn das 

speziell Schweizerische 
gefeiert werden will, betritt 
dasselbe Personal die 
Bühne: Jodelchörli, 
Alphornbläser, Fahnen-
schwinger. Folklore, 
Schwingfestromantik, Helebardensymbolik. 
Wir feiern uns als Volk von Berglern, urwüchsig 
und robust, immun gegen Moden und Launen 
der Moderne. Obwohl wir wissen: Real leben 
wir prächtig von der Moderne, von Pharma und 
Technik und Forschung, von einer Wirtschaft, 
die sich gegen alle Widernisse durchsetzt wie 
nirgends auf der Welt. Doch dieses moderne 
Leben gibt irgendwie keine schönen Bilder her. 
Zuviel Stress, auch Dichtestress, zu viel 
Gereiztheit, zu viel Frost zwischen den Polen, 
zu viel Hitze in der Luft.
Umso humorloser halten wir fest am Ur-
sprungsmythos: Die CH-Sippe, die Heimat des 
«Homo Alpinus Helveticus», vor 300 Jahren 

diagnostiziert vom Zürcher Arzt Johann 
Scheuchzer: physisch «gesund und kräftig», 
sonst überlebt er nicht; ist fleissig und genau, 
sonst verhungert er; ist «redlich und gerecht, 
mutig und tapfer», zwangsläufig «bescheiden». 
Die Alpen als Erzieher des helvetischen 
Geschlechts. Zwangen uns in ein Anpassungs-
training, wir wurden zuverlässige Hirten, 
wackere Bauern, robuste Bergler.
Falls es so war – vorbei! Willkommen in der 
alternden Wohlstandsgesellschaft. Es geht uns 
famos im Land der Reichsten, der Solidesten. 
Im Land allerdings auch der sattesten Psychia-
triedichte. Nirgendwo werden mehr Antidepres-
siva eingeworfen, nirgendwo jammern schon die 
Jungen über Einsamkeit. Von den Alten nicht zu 
reden. Jeder Zweite gibt an, «erschöpft» zu sein. 
Wir liegen inzwischen schnell flach. Obwohl – 
wie eine Zeitung titelte – Schlafprobleme unser 
«Volksleiden Nr. 1» seien. Gute Nacht. 
Dagegen helfen die ewigen Hüttengeschichten, 
die Alpöhi-Schönfärbereien und Heidilideleien 
wenig. Wir bräuchten Bilder aus der Jetzt-Zeit. 
Besser noch: Erzählungen einer Zukunft, die 

viele von uns begeistern, mitziehen könnten. 
Dazu müssten wir uns nur vergegenwärtigen, 
wie die Erfolgsstory Schweiz begann: nicht in 
der angeblich so heimeligen Alphütte. Umge-
kehrt: Als wir die Nase voll hatten von der 
armseligen Berglerexistenz. Als wir die alpine 
Enge und Schwerfälligkeit überlisteten – statt 
sie zu verherrlichen. Als aus Bauern Ingenieure 
wurden, Brückenbauer, Eisenbahnpioniere. 
Als der alpine Menschentyp, zäh und erfinde-
risch geworden in seinem Biotop, sich mit eben 
dieser schlauen Zähigkeit gegen die natürli-
chen Verhältnisse wandte – mit Brücken, 
Tunneln, Bahnen.
Statt alpöhimässig die Alpen und das vermeint-
lich freie Leben darin zu romantisieren, würden 
wir die Schweiz besser revitalisieren aus dem 
Geist des Aufbruchs. Nicht – wie damals – in 
eine technische Industriegesellschaft. Sondern 
jetzt in technologischen Wandel. Etwa in eine 
Mobilität, die nach Futur aussähe. Seit 100 
Jahren haben wir nämlich dieselbe (bloss, dass 
überall mehr unterwegs sind). Wirkt schon so 
stickig und beengend wie damals die Alphütte. 

KOLUMNE

Philosoph, Physiker, Autor
lhasler@duebinet.ch

Raus aus den ewigen Alphütten, 
auch gleich aus den modernen!

LUDWIG HASLER

Anzeige
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Thierry Brem

Pausen sind kein freiwilliges Ent-
gegenkommen des Arbeitgebers. 
Sie sind Pflicht und dienen dem 
Gesundheitsschutz der Mitarbei-
tenden. Damit sie ihre Ziele – Er-
holung und Verpflegung – erfül-
len können, sollen die gesetzlich 
vorgeschriebenen Pausen grund-
sätzlich in der Mitte der Arbeits-
zeit liegen. An den Anfang oder 
ans Ende des Arbeitstags verlegt, 
gelten sie rechtlich nicht als Pau-
se. Anders gesagt: Mitarbeitende 
dürfen nicht durcharbeiten, um 
später mit der Arbeit zu beginnen 
oder früher nach Hause zu gehen. 

Das Arbeitsrecht m acht Vorga-
ben zur Mindestlänge der Pausen. 
Ist der Arbeitstag länger als 9 
Stunden, sind 60 Minuten Pause 
zwingend. Bei mehr als 7 Arbeits-
stunden beträgt das gesetzliche 
Minimum 30 Minuten Pause. Bei 
mehr als 5,5 Stunden Arbeit sind 
mindestens 15 Minuten Pause nö-
tig. Pausen können weder durch 
Geld noch durch andere Vorteile 
ersetzt werden. Grundsätzlich 
sind sie am Stück zu gewähren, al-
lerdings dürfen Pausen von mehr 
als 30 Minuten auch aufgeteilt 

werden. Ferner sieht das Gesetz 
für bestimmte Fälle zusätzliche 
Mindestpausen vor. Beispielswei-
se für Schwangere, stillende Müt-
ter, Jugendliche, Personen mit ge-
sundheitlichen Einschränkungen 
oder bei Tätigkeiten, die ausserge-
wöhnlich hohe Anforderungen an 
die Konzentrations- und Leis-
tungsfähigkeit stellen.

Dem Arbeitgeber ist es freige-
stellt, über die gesetzlich vorge-
schriebenen Mindestpausen hin-
auszugehen. So kann er längere 
oder zusätzliche Pausen vorsehen 
oder lange Pausen (von mehr als 
30 Minuten) in Kurzpausen auftei-
len. Auch der Entscheid, Pausen zu 
bezahlen, liegt in seiner Hand. Sol-
che Leistungen gehen jedoch über 
das gesetzliche Minimum hinaus.

Bezahlt oder nicht?
Ob eine Pause bezahlt wird, ist 

zuweilen umstritten. Da eine Pau-
se gemäss Arbeitsrecht als ar-
beitsfreie Zeit definiert ist, muss 
sie im Prinzip nicht bezahlt wer-
den. Allerdings kommt es auf die 
Umstände an. Sind die Mitarbei-
tenden dazu verpflichtet, während 
ihrer Pause am Arbeitsplatz zu 

bleiben oder für den Betrieb auch 
in diesem Zeitraum verfügbar zu 
bleiben, dann liegt rechtlich keine 
echte Pause vor. Wer während des 
Unterbruchs weiterhin Telefonate 
entgegennimmt, Kundschaft be-
dient oder Maschinen überwacht, 
macht rechtlich keine Pause, son-

dern arbeitet. Aus rechtlicher 
Sicht ist ausschlaggebend, dass in 
der Pausenzeit keine Arbeits-
pflichten bestehen und die Erho-
lung tatsächlich möglich ist. Ver-
bringen Mitarbeitende ihre Pause 
freiwillig und ohne Verpflichtun-
gen an ihrem Arbeitsplatz, wird 
die Pause nicht bezahlt. 

«Bin mal kurz weg»
Wenn Arbeitnehmer sich ein 

Getränk holen oder die Toilette 
aufsuchen, gilt das im Arbeits-
recht als Kurzpause: eine Unter-

brechung von wenigen Minuten, 
die nicht von der Arbeitszeit abge-
zogen wird. 

Und wenn sich jemand für die 
Zigarette zwischendurch vor die 
Tür begibt? Es gibt kein gesetzli-
ches Anrecht auf regelmässige 
Raucherpausen. Wenn jemand 
ausserhalb der offiziellen Pausen 
rauchen geht, zählt dies offiziell 
nicht als Arbeitszeit. Viele Unter-
nehmen behandeln Rauchpau-
sen in der Praxis wie Kurzpau-
sen. Um Spannungen und unnö-
tige Diskussionen zu vermeiden, 
bewährt es sich allerdings, ver-
bindliche Regelungen zu formu-
lieren. Klare Vorgaben schaffen 
Sicherheit und ermöglichen es 
überdies, betriebliche Besonder-
heiten zu berücksichtigen, die 
für einen reibungslosen Ablauf 
nötig sind. 

Die Pause im Arbeitsrecht
Wie lange müssen Arbeitspausen dauern? Wann gelten sie als Arbeitszeit und wann nicht?  

Wo habe ich als Arbeitgeber Gestaltungsspielraum? Die Vorgaben betreffend Pausen sind ein wichtiger Teil  
des Arbeitsrechts. Es dient aber auch einem positiven Betriebsklima, wenn man klare Regeln formuliert.

INFO
Schriftlich  
Klarheit schaffen
Entscheidend ist, dass die 
Pausenregelungen eindeutig 
formuliert und für die Mitar­
beitenden einfach zugänglich 
sind – etwa im Arbeitsregle­
ment, im Personalhandbuch, 
in der Betriebsordnung, in 
einem internen Merkblatt oder 
direkt im Arbeitsvertrag. Zu 
klären sind mindestens diese 
Punkte: Wie lange dauern die 
Pausen? Wann werden sie ge­
währt? Sind sie bezahlt? Darf 
der Arbeitsplatz verlassen 
werden? Bei Bedarf: Wie sind 
Schicht-, Teilzeit- und Gleit­
zeitmodelle geregelt? Wer 
entscheidet bei Ausnahmen?

Thierry Brem 
Vorstandsmitglied 
des
Schweiz. Treuhän-
derverbands
TREUHAND|SUISSE 
Sektion Zürich

Pausen sind Pflicht und sollen in der Mitte der Arbeitszeit liegen. Es gibt auch Vorgaben zur Mindestlänge. 

«Pausen können 
weder durch Geld 

noch durch andere 
Vorteile ersetzt 

werden.»
Thierry Brem 

Thierry Brem

Die Digitalisierung eröffnet Ar-
beitgebern neue Möglichkeiten, 
das Verhalten ihrer Mitarbeiter zu 
überwachen: GPS-Tracking, E-
Mail-Kontrollen, Videoüberwa-
chung oder Keylogger sind heute 
technisch problemlos umsetzbar. 
Dabei kollidiert das berechtigte 
Interesse des Arbeitgebers an Si-
cherheit, Qualitätskontrolle und 
Diebstahlschutz regelmässig mit 
dem verfassungsrechtlich ge-
schützten Persönlichkeitsrecht 
des Arbeitnehmers. Das Schwei-
zer Recht stellt deshalb strenge 
Anforderungen an jede Form der 
Mitarbeiterüberwachung.

Rechtlicher Rahmen
Drei Regelungsbereiche schüt-

zen die Persönlichkeit des Arbeit-
nehmers: das Obligationenrecht 
(OR), die Verordnung 3 zum Ar-
beitsgesetz (ArGV 3) und das Da-
tenschutzgesetz (DSG). Gemäss 
OR ist der Arbeitgeber verpflich-
tet, die Persönlichkeit des Arbeit-
nehmers zu achten und zu schüt-
zen. Daten dürfen nur bearbeitet 
werden, soweit sie die Eignung für 
das Arbeitsverhältnis betreffen 
oder zur Durchführung des Ar-
beitsvertrages erforderlich sind. 
Gemäss der ArGV 3 sind Überwa-
chungs- und Kontrollsysteme, die 
das Verhalten der Arbeitnehmer 
am Arbeitsplatz überwachen sol-
len, grundsätzlich verboten. Von 
diesem Verbot ausgenommen sind 
jedoch Überwachungen aus ande-
ren Gründen, etwa zur Sicherheit 
oder zur Diebstahlsprävention. 
Für solche Zwecke eingesetzte 
Systeme müssen aber so gestaltet 
sein, dass die Gesundheit und Be-
wegungsfreiheit der Arbeitneh-
mer nicht beeinträchtigt werden. 
Das DSG ergänzt diesen Schutz: 
Personendaten dürfen nur recht-
mässig bearbeitet werden, wobei 
die Grundsätze der Verhältnis-
mässigkeit, Zweckbindung und 
Transparenz gelten. Zudem ist der 
Arbeitgeber verpflichtet, die Ar-
beitnehmer über die Beschaffung 

ihrer Personendaten zu informie-
ren.

Was ist erlaubt, was nicht?
Entscheidend ist die Unter-

scheidung zwischen verbotener 
Verhaltensüberwachung und zu-
lässiger sachbezogener Kontrolle. 
Das Bundesgericht hat diesbezüg-
lich klargestellt: Videoüberwa-
chung im Kassenraum ist zulässig, 
wenn Arbeitnehmer dort nur spo-
radisch und kurzzeitig anwesend 
sind. In diesem Fall fehlt es an ei-
ner dauerhaften Verhaltensüber-
wachung. Die blosse Anwesenheit 
der Kamera wird nicht als unzu-
lässige Kontrolle qualifiziert, so-
lange der Fokus auf der Sicherung 
von Waren oder Bargeld liegt und 
nicht auf der systematischen Be-
obachtung der Mitarbeiter.

Für jede Überwachungsmass-
nahme gilt eine dreistufige Prü-
fung: Erstens muss geklärt wer-
den, ob überhaupt ein anderer, 
zulässiger Zweck als die Verhal-
tenskontrolle besteht. Zweitens ist 
zu prüfen, ob die Massnahme ver-
hältnismässig ist, d.h. geeignet, 
erforderlich und zumutbar ist. 
Drittens müssen die Betroffenen 
transparent informiert werden; 
heimliche Überwachung ist 
grundsätzlich unzulässig.

Moderne Überwachungstech-
nologien verschärfen die Proble-

matik. GPS-Tracking in Firmen-
fahrzeugen ist nur zulässig, wenn 
es der Flottensteuerung dient und 
nicht die permanente Ortung der 
Fahrer bezweckt. E-Mail-Kontrol-
len sind grundsätzlich heikel: Eine 
anlasslose, systematische Durch-
sicht des gesamten E-Mail-Ver-
kehrs verletzt die Privatsphäre. 
Erlaubt ist allenfalls eine stichpro-
benartige Kontrolle bei konkretem 
Verdacht auf Pflichtverletzungen 
– und nur nach Information der 
Belegschaft.

Keylogger, die jeden Tasten-
druck aufzeichnen, fallen in der 
Regel unter das Verbot der Verhal-
tensüberwachung. Social-Media-
Monitoring von privaten Profilen 
der Mitarbeiter ist äusserst prob-
lematisch und dürfte regelmässig 
unverhältnismässig sein.

Rechtliche Folgen
Heimliche Überwachung ist 

nahezu immer rechtswidrig. Das 
Bundesgericht hat dazu festgehal-
ten, dass polizeiliche Videoüber-
wachung in Geschäftsräumen eine 
strafprozessuale Zwangsmass-
nahme darstellt, die von der 
Staatsanwaltschaft angeordnet 
und vom Zwangsmassnahmenge-
richt genehmigt werden muss. 
Fehlt diese Genehmigung, sind die 
Erkenntnisse unverwertbar. Auch 
private Arbeitgeber dürfen grund-

sätzlich nicht ohne Wissen der 
Arbeitnehmer überwachen.

Rechtswidrig erlangte Beweise 
sind im arbeitsrechtlichen Verfah-
ren regelmässig unverwertbar. 
Laut dem Bundesgericht sind von 
Privaten rechtswidrig erlangte Be-
weismittel nur verwertbar, wenn 
die Strafverfolgungsbehörden sie 
rechtmässig hätten erlangen kön-
nen und eine Interessenabwägung 
für die Verwertung spricht, und 
dies auch nur zur Aufklärung 
schwerer Straftaten. Diese Grund-
sätze gelten auch im Arbeitsver-
hältnis: Eine heimliche oder un-
verhältnismässige Überwachung 
macht die so gewonnenen Er-
kenntnisse als Kündigungsgrund 
oder Beweismittel unbrauchbar.

Betroffene Arbeitnehmer kön-
nen zudem die Löschung rechts-
widrig erhobener Daten verlan-
gen. Auch Schadenersatzansprü-
che sind denkbar, wenn durch die 
Überwachung eine Persönlich-
keitsverletzung entsteht.

Empfehlungen
Arbeitgeber sollten daher ein 

internes Überwachungsreglement 
erstellen, das klar regelt, welche 
Massnahmen aus welchen Grün-
den eingesetzt werden, wie die 
Verhältnismässigkeit gewahrt 
wird und wie die Mitarbeiter in-
formiert werden. Transparenz ist 
dabei das Wichtigste: Wer über-
wacht wird, muss wissen, wann, 
wo, warum und durch wen. Nur so 
lassen sich rechtliche Risiken mi-
nimieren. Datensicherheit durch 
geeignete technische und organi-
satorische Massnahmen ist dabei 
ebenso unverzichtbar wie eine 
sorgfältige Verhältnismässigkeits-
prüfung vor jeder Überwachungs-
massnahme.

Mitarbeiterüberwachung am Arbeitsplatz
Moderne Technologien ermöglichen heute eine lückenlose Kontrolle am Arbeitsplatz. Dies mag für Arbeitgeber 

verlockend klingen. Doch für die Überwachung von Mitarbeitern im Betrieb bestehen strenge arbeits- und 
datenschutzrechtliche Grenzen.

Heimliche Überwachung ist nahezu immer rechtswidrig. �Bild stock.adobe/Gorodenkoff

Rolf Ringger  
ist Partner bei 
der Anwaltskan-
zlei Beelegal  
und publiziert  
Ratgeberbeiträge 
in der «Zürcher 
Wirtschaft».
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Es war einmal ein Land, in dem man auf 
einer Wiese schwor, sich weder von frem- 
den Herren noch von übergriffigen Vögten 

herumkommandieren zu lassen. Heute reicht für 
den Aufstand bereits ein Holzkohlegrill. Aller-
dings nicht gegen die Obrigkeit, sondern gegen 
den Nachbarn, der ihn pflichtbewusst meldet.
Die Schweiz feiert ihren Nationalfeiertag 
neuerdings gerne ohne Feuer. Kein Höhenfeuer, 
kein Vulkan, keine Rakete, keine Frauenfürze –  
und je nach Verordnung besser auch keine 
Wunderkerze. Wer dennoch eine anzündet, 
riskiert, so berichtet der «Tages-Anzeiger», 
mehrere tausend Franken Busse. 
Auch beim Grillieren ist Eigenverantwortung  
ein Auslaufmodell. «Trotz Verbot grillieren: 
Verpetzen oder nicht?», fragte «20 Minuten» 
und lieferte damit die staatsbürgerliche Gewis-
sensfrage unserer Zeit. Früher überlegte man am 
1. August, was Freiheit bedeutet. Heute überlegt 
man, ob man den Nachbarn wegen eines 
Cervelats verpetzt.
Natürlich ist Trockenheit ernst zu nehmen. 
Niemand verlangt, dass bei Waldbrandgefahr 
Funkenfontänen in ausgedörrte Böschungen 
geschossen werden. Doch zwischen vernünftiger 

Vorsicht und flächendeckender Bevormundung 
liegt ein weiter Raum. Genau dort wäre Platz für 
die Eigenverantwortung.
Seit Corona scheint der Staat Gefallen an der 
besonderen Lage gefunden zu haben. Sobald 
etwas aussergewöhnlich ist – ein Virus, eine 
Hitzewelle, ein trockener Waldrand –, wird nicht 
mehr zuerst informiert und an den gesunden 
Menschenverstand appelliert. Es wird geregelt, 
eingeschränkt und verboten. Und der Bürger 
erhält eine Nebenrolle als Hilfspolizist und 
Denunziant: beobachten, dokumentieren, melden.
Bemerkenswert ist die Begeisterung, mit der 

manche Medien jedes neue Verbot begleiten. Bei 
der Aussicht auf weitere Einschränkungen 
scheinen ihnen Freudenraketen abzugehen. Das 
Verbot wird nicht bloss vermeldet, sondern 
inszeniert: Wer grilliert trotzdem? Wer zeigt wen 
an? Und wie hoch ist die Busse, wenn eine 
Wunderkerze verdächtig glimmt?
Der Rütlischwur verfolgte einst ein hehres Ziel: 
Freiheit bewahren, fremder Herrschaft wider-
stehen und einander beistehen. Die moderne 
Fassung klingt bescheidener: Wir wollen sein ein 
einzig Volk von Elektrogrillern, in keiner Not 
uns trennen – ausser der Nachbar verwendet 
Holzkohle.
So wurden aus Eidgenossen allmählich Anpas-
ser. Aus Wehrhaften wurden Vorschriftenbeter. 
Aus Nachbarn wurden Meldestellen. Und aus 
dem Nationalfeiertag wurde ein beaufsichtigter 
Themenabend mit LED-Kerzen, E-Bratwurst 
und griffbereitem Formular für Verstösse gegen 
die kommunale Feuerverordnung.
Vielleicht ist das die neue Schweizer Freiheit: 
Man darf alles – solange es nicht raucht, knallt, 
funkt, stört oder dem Nachbarn und den Behör-
den missfallen könnte. Der Rütlischwur hätte 
heute vermutlich fünf Seiten Kleingedrucktes.
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Facility Service, Hauswartungen
8050 Zürich, Kügeliloostrasse 48
Telefon 044 313 13 44
info@home-garden-ag.ch
www.home-garden-ag.ch

 IMMOBILIEN
Room4U AG
Raumvermietungen
Winterthur, Spreitenbach
044 545 50 00 / room4u.ch

Zürcher Wirtschaft
September 2026: Events,  

Firmenanlässe, Teambuilding

Highlights der nächsten Ausgabe:
Die Angst vor dem Firmenanlass: Viele Mitarbeitende finden Firmenanlässe gar 
nicht cool. Wie viel Zwang steckt in «freiwilliger Teilnahme»?

Kugelschreiber, Trinkflaschen, Schokolade oder Powerbanks: Giveaways gehören  
für viele Unternehmen zum Marketingalltag. Doch lohnt sich der Aufwand? 

Grümpelturniere sind weniger beliebt als auch schon. Aus Unternehmenssicht fragt 
sich: sind sie ideal für Teambuilding oder verheerend wegen der Verletzungsgefahr? 

Redaktionsschluss:
17. September 2026

Anzeigenschluss:
18. September 2026

Inserate:

DaPa Media Vermarktungs GmbH
Tel. +41 56 648 86 99
zw@dapamarkt.ch
www.dapamarkt.ch

 SCHÄDLINGSBEKÄMPFUNG
Tauben-Marderabwehr
www.ratex.ch – 044 241 33 33

 ANZEIGENMARKETING u. MEDIEN

 COACHING

Portmann Consulting GmbH
8966 Oberwil-Lieli, Juchächerstr. 11
IMMOBILIENVERKAUF
Attraktive Konditionen+Top-Referenzen   
www.portmannconsulting.ch, 079 281 51 85

Ein einig Volk von Elektrogrillern

Betriebe schätzen in der Regel  
ältere Mitarbeitende. Denn diese 
bringen meistens ein grosses Er-
fahrungswissen und eine hohe 
Loyalität mit. Eine repräsentative 
Studie von Swissstaffing und gfs-
zürich zeigt, dass sich mehr als 
die Hälfte der Erwerbstätigen ab 
50 Jahren überdurchschnittlich 
engagiert. Frauen ab 50 Jahren 
weisen die höchste Leistungsbe-
reitschaft aller Erwerbstätigen-
gruppen in der Schweiz auf. 

Im Betriebsalltag zeigt sich zum 
Teil ein anderes Bild: In der Arbeits-
marktstudie «55Plus in der Alters-
falle» der Outplacement-Firma von 
Rundstedt geben 77 Prozent der be-
fragten HR- und Führungsperso-
nen an, dass ältere Mitarbeitende in 
ihrer Firma im Nachteil sind. 

Altersdiversität als Vorteil
Betriebe, die auf altersdiverse 

Teams setzen, profitieren von vie-

len Vorteilen: Untersuchungen 
zeigen, dass altersgemischte 
Teams produktiver sind und das 
Arbeitsklima positiv prägen. Aus 
einer Studie der ZHAW geht her-
vor, dass Altersdiversität ein Wett-
bewerbsvorteil ist. Wenn ältere 

und jüngere Mitarbeitende zu-
sammenarbeiten, kommen vielfäl-
tige Perspektiven, Erfahrungen 
und Kompetenzen zusammen, 
und das begünstigt Innovation. 

Mitarbeitende 55+ fördern
Firmen wie die Axa Schweiz 

gehen mit gutem Beispiel voran: 
In ihrem Projekt «Axa Horizon» 
fördert die Versicherung die Ent-
wicklung von Mitarbeitenden 55+. 
Die älteren Mitarbeitenden wer-
den in Schulungen beim Planen 
ihrer Karriere und bei der Vorbe-
reitung auf die Pension unter-
stützt. Gefördert werden auch fle-
xible Arbeitszeitmodelle und die 
Möglichkeit, nach der Pensionie-
rung temporär und in Teilzeit bei 
Projekten mitzuarbeiten. Damit 
will die Axa Schweiz das Potenzial 
von älteren Mitarbeitenden stär-
ken und deren Fachwissen und 
Erfahrung sichern. 

Altersdiversität als Erfolgsfaktor 
Die Babyboomer gehen in Pension. Gleichzeitig rücken weniger Junge nach. Dadurch fehlen  

auf dem Arbeitsmarkt zunehmend qualifizierte Arbeitskräfte. Für Betriebe wird es daher wichtiger,  
das Potenzial von Mitarbeitenden in der zweiten Berufshälfte zu nutzen. 

Das Potenzial von Mitarbeitenden 
in der zweiten Berufshälfte wird für 
Betriebe immer wichtiger.  � Bild iStock

INFO
Veranstaltungstipp
Am 21. Oktober von 16 bis 
18.30 Uhr findet die Fokusver­
anstaltung des Forums BGM 
Zürich zum Thema «Das Poten­
zial von Mitarbeitenden 45+ 
nutzen» im Technopark Zürich 
statt. Die Teilnehmenden lernen 
inspirierende Praxisbeispiele, 
aktuelle Erkenntnisse und 
neue Perspektiven kennen. Sie 
erfahren, welche Rahmenbe­
dingungen und Massnahmen 
dazu beitragen, die Arbeits­
marktfähigkeit, die Gesundheit 
und die Leistungsfähigkeit von 
Mitarbeitenden in der zweiten 
Berufshälfte zu 
stärken. 
Infos/Anmeldung: 
bgm-zh.ch



Albert Leiser, Direktor
Hauseigentümerverband Kanton Zürich
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HEV Kanton Zürich begrüsst Modernisierung 
des Denkmalschutzes

Weitere Informationen:

www.hev-zh.ch

Die vom Regierungsrat im Juli zuhanden 
des Kantonsrats verabschiedete Vorlage zur  
Modernisierung des Denkmalschutzrechts 
geht aus Sicht des HEV Kanton Zürich in die 
richtige Richtung und greift zentrale Anliegen 
auf, für die sich der Verband seit langem 
einsetzt. Hervorzuheben sind insbesondere 
die höheren Anforderungen an die Unter-
schutzstellung von Baudenkmälern, die vor-
gesehenen Erleichterungen bei baulichen 
Weiterentwicklungen und energetischen 
Sanierungen sowie die Stärkung der Eigen-
tümerrechte.

Seit mehr als sechs Jahren setzt sich der HEV Kan-
ton Zürich dafür ein, die teilweise antiquierten und 
wenig eigentumsfreundlichen Bestimmungen des 
Denkmalschutzes an die heutigen Anforderungen 
anzupassen. Ziel ist ein modernes Denkmalschutz-
recht, das den Schutz wertvoller Baudenkmäler 
mit einer liberalen Eigentumsordnung sowie den 
raumplanerischen, energie- und klimapolitischen 
Zielsetzungen der Behörden in Einklang bringt.

Sechs Jahre konstruktive  
Reformarbeit
Mit der Motion «Wir brauchen ein zukunftsge-
richtetes Denkmalschutzgesetz» aus dem Jahr 
2020 und dem Postulat «Denkmal- und Heimat-

schutz kontra Klimaschutz» aus dem Jahr 2022 
erhielt der Regierungsrat den Auftrag, das Denk-
malschutzrecht zu modernisieren und dabei den 
Schutz wertvoller Baudenkmäler besser mit ande-
ren öffentlichen Interessen in Einklang zu bringen.

Der Kantonsrat überwies die Motion 2022 mit 
klarer Mehrheit an den Regierungsrat und bekräf-
tigte den politischen Reformwillen 2024 mit der 
Ablehnung einer beantragten Fristerstreckung. 
Im Juli 2026 hat der Regierungsrat die Vorlage 
«Modernisierung der Denkmalpflege-Gesetzge-
bung (Baudenkmäler)» mit den vorgesehenen Än-
derungen des Planungs- und Baugesetzes sowie 
den zugehörigen Verordnungen zuhanden des 
Kantonsrates verabschiedet.

Der HEV Kanton Zürich hat diesen Reformprozess 
von Beginn an eng begleitet und sich sowohl im 
politischen Dialog als auch im Vernehmlassungs-
verfahren mit konkreten Vorschlägen für ein libe-
raleres, eigentumsfreundlicheres und praxistaugli-
cheres Denkmalschutzrecht eingebracht.

Moderne Rahmenbedingungen 
für modernen Denkmalschutz
Der HEV Kanton Zürich begrüsst insbesondere, 
dass die Anforderungen an die Unterschutzstel-
lung von Baudenkmälern erhöht werden sollen. 
Der Denkmalschutz soll sich künftig auf Objekte 
konzentrieren, die tatsächlich eine besondere kul-
turhistorische Bedeutung aufweisen. Dies stärkt 
die Verhältnismässigkeit, erhöht die Akzeptanz 
des Denkmalschutzes und sorgt für klarere sowie 
besser nachvollziehbare Schutzentscheide.

Ebenso positiv bewertet der HEV Kanton Zürich, 
dass die bauliche Weiterentwicklung von Bau-
denkmälern erleichtert und energetische Sanie-
rungen ausdrücklich gestärkt werden sollen. 
Gerade vor dem Hintergrund der raumplanerisch 
geforderten Innenentwicklung, der Schaffung 
von dringend benötigtem Wohnraum und der 

ambitionierten Klimaziele ist es wichtig, dass Ver-
änderungen an der baulichen Substanz auch bei 
Schutzobjekten möglich bleiben. Dass die Interes-
senabwägung gesetzlich gestärkt werden soll, ist 
deshalb ein wichtiger Schritt hin zu einem zeitge-
mässen Denkmalschutzrecht.

Mehr Transparenz für  
Eigentümerinnen und 
Eigentümer 
Besonders erfreulich ist zudem, dass Eigentü-
merinnen und Eigentümer künftig aktiv über die 
Aufnahme ihrer Liegenschaft in ein Inventar infor-
miert werden sollen. Damit wird ein langjähriges 
Anliegen des HEV Kanton Zürich aufgenommen. 
Die frühzeitige Information stärkt die Transpa-
renz, verbessert die Mitwirkungsmöglichkeiten 
der Eigentümerschaft und schafft mehr Rechts-, 
Planungs- und Investitionssicherheit. Ebenso zu 
begrüssen ist das Ziel, die Verfahren insgesamt zu 
vereinfachen und zu beschleunigen.

Erfreulich ist schliesslich auch, dass der Regierungs-
rat nach der Vernehmlassung auf die ursprünglich 
vorgesehene Zentralisierung der Inventarisierung 
von Baudenkmälern kommunaler Bedeutung ver-
zichtet. Dass die Gemeinden weiterhin für ihre 
Inventare zuständig bleiben, trägt den unter-
schiedlichen lokalen Gegebenheiten Rechnung 
und stärkt das Subsidiaritätsprinzip.

Parlamentarische Beratung  
als nächste Etappe 
Mit der Vorlage liegt eine solide Grundlage für die 
parlamentarische Beratung vor. Der HEV Kanton 
Zürich wird diesen Prozess weiterhin eng beglei-
ten – mit dem Ziel eines Denkmalschutzrechts, das 
Eigentumsschutz, raumplanerische Entwicklung 
und energetische Anforderungen ausgewogen 
berücksichtigt.


